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 Gesetz zur Sicherung von Tarifentgelten bei öffentlichen Vergaben in Nord-

rhein-Westfalen (Tarifentgeltsicherungsgesetz – TESG)  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 18/19004  

Vorlage 18/5276  

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Amt. Vorsitzende Susanne Schneider: Sehr geehrte Damen und Herren, ich begrüße 
alle Ausschussmitglieder des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales herz-
lich zur heutigen Anhörung von Sachverständigen. Ich begrüße die Vertreterinnen und 
Vertreter der Medien, die Sitzungsdokumentation, alle Zuschauerinnen und Zuschauer 
und ganz besonders die Damen und Herren, die wir als Sachverständige anhören werden. 

Der Vorsitzende, Herr Neumann, lässt sich aufgrund von Terminüberschneidungen 
entschuldigen, und als dienstältestes Mitglied dieses Ausschusses – so sieht es die 
Geschäftsordnung des Hohen Hauses vor – leite ich die Anhörung. Ich darf mich Ihnen 
kurz vorstellen: Mein Name ist Susanne Schneider. Ich bin Abgeordnete der FDP-
Fraktion und zuständig für die Bereiche „Arbeit“, „Gesundheit“, „Soziales“, „Frauen“, 
„Gleichstellung“ sowie „Queer-Politik“ und auch noch für unsere Bundeswehr. 

Ich bedanke mich im Namen der Ausschüsse, dass die Damen und Herren Sachver-
ständige heute für die Beantwortung von Fragen zur Verfügung stehen. Vielen Dank 
auch für die vorab eingereichten Stellungnahmen.  

Ein mündliches Statement der Sachverständigen zu Beginn der Anhörung ist nicht vor-
gesehen. Die Abgeordneten werden ihre Fragen direkt an Sie richten. Ich schlage nun 
vor, dass wir die Fragen der Fraktionen zunächst in einer ersten Runde sammeln.  

Marco Schmitz (CDU): Erst einmal ein herzliches Willkommen, Frau Vorsitzende, zur 
Sitzungsleitung. Das ist nach neun Jahren AGS auch für mich eine Premiere, nun unter 
Ihnen als Sitzungsleitung an einer Sitzung teilnehmen zu dürfen. 

Ich möchte mich ganz herzlich bei den Sachverständigen bedanken, zum einen für die 
vorher eingereichten Stellungnahmen, zum anderen aber auch für Ihre Anwesenheit 
heute und dass Sie uns für Rückfragen zur Verfügung stehen. 

An die Rentenversicherung: Sie bewerten die vorgesehene digitale, anlassbezogene 
Kontrollarchitektur als praxistauglich. Können Sie den Unterschied deutlich machen im 
Verhältnis dazu, wenn diese Prüfungen vor Ort gemacht werden? Es war durchaus in 
unserem Interesse, dieses Gesetz möglichst praxistauglich und bürokratiearm umzu-
setzen, also dass das im Rahmen einer ganz normalen digitalen Prüfung umgesetzt 
werden kann. 

An den DGB: Sie begrüßen in der Stellungnahme ausdrücklich, dass das Gesetz um-
gesetzt worden ist. Würden Sie bestätigen, dass das Gesetz auch dazu führt, dass 
öffentliche Aufträge Lohndumping verhindern und die heimische Wirtschaft damit ein 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 18/1285 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales  13.07.2026 
115. Sitzung (öffentlich) lb 
 
 
Stück weit geschützt wird, weil nämlich genau die Unternehmen profitieren, die vor Ort 
den Tariflohn zahlen? 

Quasi die gleiche Frage, aber aus einer anderen Perspektive richtet sich an unternehmer 
nrw. Ist es aus Sicht der Unternehmerinnen und Unternehmer, die hier vor Ort arbeiten, 
so, dass diese sagen: „Wir sind tarifgebunden, weil wir an unsere Mitarbeiter glauben, 
weil wir daran glauben, dass das System richtig ist“? Hätten diese dann Nachteile? 
Oder haben Sie eher die Befürchtung, dass es dann zu weniger Wettbewerb kommt, 
weil die Unternehmen sich nicht mehr beteiligen?  

Jule Wenzel (GRÜNE): Sehr geehrte Sachverständige, ich darf mich für die grüne 
Fraktion für die umfangreichen Stellungnahmen, die Sie eingereicht haben und die wir 
sehr aufmerksam gelesen haben, bedanken. 

Herr Albrecht und Herr Weingarten, Sie kritisieren, dass das Tarifentgeltsicherungsge-
setz durch den Ausschluss der Kommunen einen großen Teil öffentlicher Vergaben 
nicht erfasst. Welche konkrete Wirkung hätte eine Einbeziehung der Kommunen aus 
Ihrer Sicht für Beschäftigte, Tarifbindung und faire Wettbewerbsbedingungen in NRW? 

Herr Diepenbrock, mein Kollege Marco Schmitz hat bereits die praxistaugliche Über-
prüfung angesprochen. Ist dieser Ansatz, diese Art der Prüfung aus Ihrer Sicht geeignet, 
Tariftreue wirksam und zugleich bürokratiearm zu kontrollieren? 

Lena Teschlade (SPD): Ich darf mich auch im Namen der SPD-Fraktion ganz herzlich 
bei den Herren und Damen Sachverständigen bedanken, auch für die Stellungnahmen, 
die im Vorfeld eingegangen sind. 

Herr Lierenfeld, Sie haben die Nichtberücksichtigung der kommunalen Vergaben als 
größte Schwäche des Gesetzentwurfs bezeichnet. Können Sie erläutern, warum aus 
Ihrer Sicht gerade auf kommunaler Ebene die größte Wirkung eines Tariftreuegeset-
zes zu erwarten wäre? 

Sie berichten von Rückmeldungen örtlicher Unternehmer, die sich Wettbewerbsnach-
teilen ausgesetzt sehen. Welche Erfahrungen werden Ihnen von Unternehmen vor Ort 
besonders häufig geschildert? 

Herr Professor Dr. Schulten, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass das TESG 
maximal 6,25 % aller öffentlichen Aufträge in Nordrhein-Westfalen und damit lediglich 
einige Großaufträge des Landes erfasst. Welche Stellschrauben müssten verändert 
werden, um die Wirksamkeit des Gesetzes zu verbessern? Und daran anschließend: 
Welche Steuerungswirkung geht verloren, wenn die Kommunen nicht erfasst werden? 

Herr Ruf, können Sie näher darauf eingehen, weshalb nicht zuletzt kleine und mittlere 
Unternehmen von Tariftreue profitieren und ein Tariftreuegesetz von Vorteil für sie ist?  

An die IHK NRW: Sie sprechen sich für Zertifizierungssysteme, die im Bund angewen-
det werden, aus. Können Sie erläutern, weshalb diese aus Ihrer Sicht auch in NRW 
anerkannt werden sollen? Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass allein die Prü-
fung der Ausnahmen einen erheblichen bürokratischen Aufwand erzeugen wird. Wäre 
dann nicht ein Gesetzentwurf ohne Ausnahmen von Vorteil?  
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Dr. Martin Vincentz (AfD): Auch ich darf mich zunächst bedanken für die eingegan-
genen Stellungnahmen und vor allen Dingen natürlich auch für die Möglichkeit der 
Rückfrage. 

Meine erste Frage richtet sich an unternehmer nrw: Sie bezeichnen in Ihrer Stellung-
nahme das TESG als bürokratische Symbolpolitik zur Unzeit. Welche konkreten Be-
lastungen bzw. Benachteiligungen erwarten Sie dort für den Mittelstand? 

An das Handwerk NRW: Sie schreiben, dass das Gesetz tarifgebundene Handwerks-
betriebe benachteiligen kann, weil sie fremde Tarifverträge anwenden müssen. Wie 
stark erwarten Sie diese Benachteiligung in der Praxis und welche weiteren Nachteile 
ergeben sich aus dem Gesetz? 

Herr Prof. Dr. Thüsing, Sie weisen auf verfassungsrechtliche Bedenken hin, zum Bei-
spiel auf eine negative Koalitionsfreiheit, Arbeitsvertragsfreiheit etc. Wie hoch schät-
zen Sie das Risiko ein, dass das TESG vor dem Bundesverfassungsgericht keinen 
Bestand hätte? 

Susanne Schneider (FDP): Herr Dr. Mainz, Herr Dr. Wackers, Herr Knipp, Frau Nack-
mayr und Herrn Breick, wie bewerten Sie das TESG im Hinblick auf die aktuelle wirt-
schaftliche Lage sowie die Umsetzung von Investitionen aus dem Sondervermögen für 
Infrastruktur? Wie bewerten Sie das TESG und die damit verbundenen Dokumentati-
ons- und Nachweispflichten sowie die neuen Kontrollstrukturen im Hinblick auf die 
Ziele von Bürokratieabbau und Verwaltungsmodernisierung? Inwiefern halten Sie da-
her eine Kompensation für zusätzliche Belastungen von Unternehmen für erforderlich? 

Frau Nackmayr, Herr Breick, Herr Dr. Wackers und Herr Knipp, Sie beschreiben in 
Ihren Stellungnahmen die Gefahr, dass Tarifverträge per Rechtsverordnung überlagert 
werden und die Tarifbindung geschwächt wird. Warum wäre vor diesem Hintergrund 
eine generelle Ausnahme für tarifgebundene Betriebe wichtig? Inwiefern könnte eine 
Konsultationspflicht vor Erlass einer Rechtsverordnung Probleme bei einer prakti-
schen Umsetzung der Mindestentgelte zumindest abmildern?  

Herr Prof. Thüsing, meine nächste Frage ist in ähnlicher Weise schon gestellt worden, 
aber doch leicht anders. Erläutern Sie bitte Ihre wesentlichen verfassungs- und euro-
parechtlichen Bedenken. 

Amt. Vorsitzende Susanne Schneider: Sehr geehrte Damen und Herren Sachver-
ständige, wie wir festgestellt haben, sind Sie alle angesprochen worden. 

Dr. Matthias Mainz (IHK NRW – Die Industrie- und Handelskammern in Nord-
rhein-Westfalen): Ich beginne mit dem Dank für die Einladung und dafür, heute als 
Sachverständiger vortragen zu können. Ein Hinweis dazu, wo wir als IHK zum Teil 
herkommen – das war auch ein Teil der Frage, auf die ich gleich noch mal eingehe –: 
Als Industrie- und Handelskammer führen wir das Präqualifizierungsverfahren im Be-
reich der Lieferungen und Leistungen durch. Das ist ein Verfahren, bei dem ein Zerti-
fikat ausgestellt wird. Unternehmen durchlaufen einmal im Jahr eine Zertifizierung und 
können dieses Zertifikat dann letztlich bei allen Ausschreibungen vorlegen. So hoffen 
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wir, den Unternehmen, die das durchlaufen, eine gewisse Vereinfachung bei der Bü-
rokratie bieten zu können. Hierzu haben wir in der Stellungnahme durchaus kritisch 
ausgeführt.  

Frau Teschlade, warum sind wir kritisch bzw. wenig hoffnungsvoll, dass wir durch das 
vorliegende Landesgesetz Zertifizierungssysteme bekommen? Wir beobachten in al-
len 16 Bundesländern mit dem neuen Bundesgesetz vergleichbare, aber doch nicht 
gleiche Regelungen. Das ist das erste Problem, das man mit einer einheitlichen Zerti-
fizierung nicht mehr ohne Weiteres lösen kann. Dann befürchten wir, dass man mit 
einer einheitlichen Zertifizierung unterschiedliche Tarifverträge nicht mehr hinbe-
kommt. Man müsste also in einer Präqualifizierungsstelle nachweisen können, welcher 
Tarifvertrag in einer Branche gilt. Ich bin kein Tarifrechtler, aber wir sind da immer auf 
der Suche und müssten Unternehmen auf mehrere Tarifverträge präqualifizieren, um 
ein Zertifikat ausstellen zu können. Oder man muss dann doch wieder eine Einzelprü-
fung machen. Damit wäre aber das vorgeschaltete Zertifizierungssystem schwierig. 

Zu der Ausführung zunächst der Wunsch bzw. die Bitte: Wenn man sich für so ein 
Gesetz entscheidet – und ich komme gleich noch zu der Frage von Frau Schneider –, 
sollte man eine möglichst größte Vereinheitlichung zwischen den Bundesländern und 
dem Bund hinbekommen, um Variationen und grenzüberschreitende Unterschiede zu 
verhindern. Da kommt man immer wieder in Einzelfallregelungen hinein, die gerade 
die – das ist ja mehrfach angesprochen worden – kleinen und mittleren Unternehmen 
überfordern. Man läuft so immer wieder in eine Situation hinein, in der solche Verein-
fachungen nicht mehr funktionieren, worin übrigens aus meiner Sicht auch die Gefahr 
bei der Digitalisierung besteht. Dazu bin ich zwar nicht gefragt worden, aber es ist ja 
an mehreren Ecken auch die Frage der Effizienzvorteile der Digitalisierung gestellt 
worden. Auch das wird schwieriger, wenn sich Landesrechte unterscheiden und nicht 
abdecken. Bei diesem einen Punkt möchte ich es als Einleitung belassen. 

Die zweite Frage von Frau Schneider zielte in die Richtung, welche Folgen wir auf-
grund der wirtschaftlichen Lage erwarten, auch mit Blick auf die schwache Investiti-
onstätigkeit, obwohl wir doch eigentlich gerade einen Investitionshochlauf erwarten. 
Das ist tatsächlich unsere Sorge, wenn wir ein neues Recht einführen. Dieses neue 
Recht wird bei allen Unternehmen erst einmal dazu führen, dass sie abwarten. Sie 
werden sich das angucken, sie werden überlegen, wie das kontrolliert, wie das umge-
setzt, wie das eingeführt wird. Wir erleben im Vergaberecht im Moment leider im Mo-
natsrhythmus, dass die Rechtsregelungen bundes- und europarechtlich, aber auch 
landesrechtlich oder kommunalrechtlich auseinanderfallen. Das überfordert die klei-
nen und mittleren Unternehmen, und das berichten sie uns auch immer wieder in un-
seren Beratungsgesprächen vor Ort, weil sie sich immer wieder auf neue Regelungen 
einstellen müssen, weil sie letztlich immer eine neue Einschätzung brauchen, wie das 
im Einzelnen funktioniert. 

Das fängt mit den Wertgrenzen an. Auch darüber werden wir sicherlich im Verlauf der 
Anhörung noch diskutieren. Hier werden wieder neue Wertgrenzen eingeführt. Wir haben 
noch mal die Regelungen der Tarifentgeltsicherungsgesetze nebeneinandergelegt. Im 
Prinzip haben wir in den Ländern zwei Handvoll unterschiedliche Wertgrenzen allein 
aus dem Tarifentgeltsicherungsgesetz. Hier schafft man eigentlich wieder Intransparenz. 
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Daher kommt unsere Sorge, dass sich letztlich weniger Unternehmen an Ausschrei-
bungen beteiligen werden. 

Zu der Frage, ob man Unternehmen im Sinne einer Subvention Kompensation bieten 
muss, Frau Schneider: Das würde ich in dem Fall nicht so sehen. Sie werden nur teurere 
Angebote bekommen. Denn die Unternehmen werden diese Bürokratie natürlich wieder 
in irgendeiner Art und Weise in einem Angebot niederschlagen müssen. Sie werden 
sie in die Kalkulationen einbeziehen müssen. Sie müssen – und damit meine ich nicht 
den Tariflohn – diese Bürokratie natürlich in irgendeiner Art und Weise abdecken. Wir 
fürchten hier eine Verzögerung in der Umsetzung. Es besteht also aus unserer Sicht 
die Sorge, dass weniger Unternehmen sich an öffentlichen Ausschreibungen beteiligen 
und die Preise eher steigen werden. Das ist nicht unbedingt förderlich für den Investi-
tionshochlauf, den wir in Nordrhein-Westfalen brauchen.  

Dr. Frank Wackers (Unternehmerverband Handwerk NRW): Wir als Handwerk halten 
die in Nordrhein-Westfalen geltende Rechtslage in Form des Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes für ausgewogen und angemessen. Dies hat sich innerhalb der letzten Jahre 
aus unserer Sicht im Grunde bestätigt. 

Wenn man sich die wechselvolle Geschichte des Tariftreue- und Vergabegesetzes in 
Nordrhein-Westfalen einmal anschaut, sieht man, dass wir im Grunde genommen immer 
wieder Veränderungen innerhalb der Regulierung erlebt haben. Wir haben im Jahr 2005 
zum ersten Mal die Rücknahme eines Tariftreue- und Vergabegesetzes erlebt, im Jahr 
2012 wieder die Einführung. Im Jahr 2017 haben wir eine erneute Veränderung inso-
weit bekommen, dass seinerzeit gerade unter dem Gesichtspunkt der bürokratischen 
Belastungen der Betriebe das bis dahin geltende Tariftreue- und Vergabegesetz wie-
derum eingeschränkt worden ist. 

Das hat damals im Grunde die Zustimmung unserer Betriebe gefunden. Wir stellen 
dabei insbesondere auf die Frage der Bürokratiebelastung für die Betriebe ab, die in 
dem geltenden Gesetz bis 2017 in besonderer Weise gegeben war. Inzwischen müssen 
wir auf der Grundlage des Gesetzentwurfs einfach davon ausgehen, dass durch dieses 
Gesetz wiederum eine Zunahme von Regulierungen eintritt. Deswegen müssen die 
Betriebe im Grunde eine vollständige Dokumentation vorhalten, was wiederum für Be-
triebe, die keine Personalabteilungen haben, eine besondere Herausforderung darstellt. 
Insbesondere für kleinere und mittlere Betriebe ist das eine besondere Herausforderung. 

Wir haben immer dafür geworben, die Bürokratiebelastungen für diese Betriebe so 
gering wie möglich zu halten. Das war auch der Grund dafür, warum wir uns beispiels-
weise auch für eine generelle Ausnahme von tarifgebundenen Betrieben im Anwen-
dungsbereich dieses Gesetzes ausgesprochen haben. Wir begrüßen sehr, dass es 
insbesondere bei der Beibringung der Dokumentationspflichten, der Nachweise und 
im Bereich der Prüfung Privilegierungen für tarifgebundene Betriebe gibt, hätten es 
aber auch für denkbar gehalten, die tarifgebundenen Betriebe von vornherein aus dem 
Anwendungsbereich des Gesetzes herauszunehmen. Aus unserer Sicht bedeutet die 
Tarifgebundenheit auch die Einhaltung der Tarifpflichten. Deswegen wäre das für uns 
auch eine mögliche Regelung gewesen. 
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Die Konsultationspflicht, die von Ihnen angesprochen worden ist, Frau Schneider, ist 
aus unserer Sicht ein ganz wichtiges Anliegen. Das ist aber nicht nur im eigenen Inte-
resse gesagt, sondern auch im Interesse der Behörde, die nachher dieses Tarifent-
geltsicherungsgesetz umsetzen muss. Die Praxischecks im letzten Jahr mit den be-
troffenen Gewerken, gerade im Gebäudereinigerhandwerk und im Sanitär-, Heiz- und 
Klimahandwerk, haben gezeigt, dass es in der konkreten Umsetzung der Tarifverträge 
in Rechtsverordnungen teilweise freie Interpretationen gegeben hat, die nicht dem Wil-
len der Tarifvertragsparteien entsprochen haben. Deswegen ist es aus unserer Sicht 
eigentlich eher ein Angebot an das Ministerium, an dieser Stelle auch mit Expertise 
zur Seite zu stehen, sowohl seitens der Arbeitnehmervereinigung als auch seitens der 
Arbeitgebervereinigung. Wir halten das für zwingend notwendig, auch im Interesse des 
Ministeriums, das es letzten Endes umzusetzen hat. 

Axel Knipp (Landesinnungsverband des Gebäudereiniger-Handwerks für das 
Land Nordrhein-Westfalen): Ich möchte Herrn Dr. Wackers Redebeitrag ergänzen. 
Ich bin vom Gebäudereiniger-Handwerk. Wir als Branche waren an diesen Praxi-
schecks im Vorfeld beteiligt und haben daran teilgenommen, was wir eine sehr Idee 
fanden und was sehr hilfreich war. Aber dieser Praxischeck hat auch gezeigt, wo die 
Probleme liegen. Es wurde eine Musterrechtsverordnung für unsere Branche erstellt, 
an der wir das trainieren sollten. 

Im Ministerium dachte man, man übertrage einfach eins zu eins in eine Rechtsverord-
nung, hat aber tatsächlich, ob man es wollte oder nicht, Interpretationen vorgenom-
men, die den Tarifvertrag an entscheidenden Stellen ins Gegenteil verkehrt haben. 
Plötzlich sind Ansprüche entstanden: Mehrarbeit für Teilzeitleute, Belastungszu-
schläge, Zuschlagsbereich. Wenn man das angewendet hätte, spräche das gegen un-
seren Tarifvertrag und hätte die Aufträge wesentlich teurer gemacht. 

Wenn man in diesem Punkt im Vorfeld konsultiert wird und das miteinander bespricht – 
wie seht ihr das? Warum habt ihr das so und so geregelt? –, dann kann man diese 
ganzen Probleme, die da entstehen können, in der Praxis später im Vorfeld ausschlie-
ßen und wesentlich Stress rausnehmen, sowohl für die Betriebe als auch für den Ver-
ordnungsgeber.  

Prof. Dr. Gregor Thüsing (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, Rechts- 
und Staatswissenschaftliche Fakultät): Juristen sind immer Bedenkenkrämer und 
Zweifler. Darum geht es mir aber nicht. Das Gesetz hat ein legitimes Ziel: die Siche-
rung von tarifbestimmten Arbeitsbedingungen. Das ist erst einmal etwas, wozu sich 
der Gesetzgeber mit gutem Gewissen bekennen kann. Gleichzeitig muss man natür-
lich sehen, dass dieses Gesetz Freiheitsbeschränkung ist. Aufträge werden teurer, 
Bürokratie wird für Unternehmen geschaffen, und das muss gerechtfertigt werden. Das 
gilt sowohl mit dem Blick des Verfassungsrechtlers als auch mit dem Blick des Euro-
parechtlers – nicht dass beide Normen identisch wären, aber beide schauen auf die 
Rechtfertigung der Freiheitsbegrenzung. 

Man muss feststellen, dass es zum Beispiel bei der Tariferstreckung durch die Recht-
sprechung immer gefordert war, dass wir ein öffentliches Interesse brauchen, damit 
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Tarife erstreckt werden auf Unternehmen, die sich nicht durch ihre eigene Mitglied-
schaft im tarifvertragsabschließenden Verband legitimiert haben. 

Dieses öffentliche Interesse wird durch dieses Gesetz per se in den Branchen, die hier 
aufgenommen wurden, vermutet, und es wird per se vermutet für Aufträge seitens der 
öffentlichen Hand. Man kann so tun, da hat man aber insofern keine gesicherte Er-
kenntnis, als vorangegangen die Judikate, die das noch für richtig gehalten haben, 
nicht den gesetzlichen Mindestlohn im Rücken hatten, der ja allgemein ein Absinken 
der Löhne ins Bodenlose verhindert.  

Dann kann man fragen, ob das öffentliche Interesse hier noch in jedem Fall vorhanden 
ist. Es gibt Gerichte, die das verneinen. Das Verwaltungsgericht Düsseldorf hat das 
einmal gesagt, und das war kein juristischer Taliban, dem man nicht vertrauen kann, 
sondern ein kluger Richter, der das durchaus mal schulmäßig durchsubsumiert hat. 
Das ist also keine Extremistenposition, von der man sagen würde, einen finde man 
immer, der dagegen ist, sondern das sind valide Argumente – die Tatsache, dass wir 
jetzt einen Mindestlohn haben, der ohnehin einen sozialen Schutz bietet. 

Zum Zweiten wird es natürlich davon abhängen, in welchem Umfang von diesem Gesetz 
Gebrauch gemacht werden wird. Einen branchenspezifischen Mindestlohn nach § 4 
des Gesetzes festzulegen, wird man vielleicht noch rechtfertigen können. Hier geht es 
aber um Eingruppierungsmerkmale, und die Frage ist: Wie differenziert wird man hier 
vorgehen im Hinblick auf die Tätigkeiten, die man vielleicht auch mit differenzierten 
Tariflöhnen erfassen wird? Das ist also eine Frage der Umsetzung. Wie hoch werden 
die Entgelte? Wie breitflächig mache ich von diesen Rechtsverordnungen Gebrauch?  

Die Formulierung in § 4 legt nahe, dass hier kein Ermessensspielraum der Behörde 
besteht, sondern da steht „bestimmt“, nicht „kann bestimmen“. Und das ermöglicht es 
dann vielleicht doch nicht, den Spielraum zu haben, im Einzelfall differenziert vorzugehen. 
Sie müssen für alle diese Erstreckungen auf Dritte ein hinreichendes öffentliches Inte-
resse haben, und das wird umso schwieriger nachzuweisen sein, je höher die Entgelte 
sind, je differenzier sie ausfallen und je höher die Friktionen auch zwischen der unmit-
telbaren Tarifanwendung und der Geltung der Verordnung ist.  

Tarifverträge sind ja Gesamtkunstwerke, in denen die verschiedenen Regelungen in-
einandergreifen. Und wenn sie eben nur bestimmte Elemente erstrecken, nämlich die 
Entgeltsätze, dann kann das mit anderen Regelungen durchaus in Friktion geraten, 
etwa Arbeitszeitregelungen. Wir haben aus der Praxisanwendung schon Fälle aus 
dem Saarland, an denen sich das Gesetz orientiert, transportiert bekommen, die hier 
vielleicht in ähnlicher Weise auftreten können. Das heißt aber nicht, dass man sich 
rechtfertigen kann, aber man muss den Blick drauf haben: Haben wir da ein hinrei-
chendes öffentliches Interesse. 

Im Europarecht ist es nicht die negative Koalitionsfreiheit, sondern es ist eben Artikel 56 
AEUV, die Dienstleistungsfreiheit, dem ich die deutsche Tarifgeltung entgegensetze. 
Auch hierfür brauche ich eine hinreichende Rechtfertigung, und auch hierfür muss ich 
deutlich machen, dass die Allgemeinregelungen, die für alle Unternehmen in der Bran-
che gelten, nicht ausreichen, um den sozialen Schutz zu gewährleisten. 
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Ich möchte noch eine kleine juristische Fußnote an das setzen, was Herr Dr. Wackers 
gesagt hat: Es ist eine Problematik dieses Gesetzes, dass man tarifgebundene Unter-
nehmen nicht herausgenommen hat. Das heißt also, wir haben Unternehmen, die einen 
Tarifvertrag haben, aber es ist vielleicht der falsche Tarifvertrag, weil es nicht der re-
präsentative Branchentarifvertrag ist oder weil die Leistungen, die sie hier anbieten, 
branchenfremd sind, weil ihr Betrieb nicht durch diese Leistungen, die im öffentlichen 
Auftrag erfüllt werden, geprägt ist und er deswegen einem anderen Tarifvertrag unterfällt. 

Hier wird es ein Nebeneinander von zwei tarifvertraglichen Regelungsverpflichtungen 
geben, und das kann schon zu Problemen führen. Da muss man fragen: Wollen wir das, 
dass diejenigen, die sich zum Tarifvertrag bekennen, durch dieses Gesetz vielleicht grö-
ßere Probleme haben als die, die keine Tarifverträge haben? Es wäre schon klug und 
richtig gewesen, wenn gesagt hätte: Jeden Tarifvertrag nehmen wir heraus. – Das hat 
man nicht getan, weil man dann vielleicht auch aufgrund des europarechtlichen Gleich-
behandlungsgebotes Tarifverträge aus Tschechien und Rumänien herausnehmen 
müsste, die natürlich deutlich niedriger sind. Dann hätte man eine Unterbietung, die 
man nicht haben wollte. Das ist das Dilemma, in dem man sich befindet.  

Da sehe ich aktuell die größte verfassungsrechtliche und europarechtliche Gefährdung, 
dass man eben gesagt hat: Es muss der eine Tarifvertrag sein, und was du sonst an 
Tarifverträgen hast, wollen wir nicht anerkennen. 

Amt. Vorsitzende Susanne Schneider: Erlauben Sie mir den Hinweis: Das war zwar 
eine sehr kurze juristische Fußnote, aber ansonsten würde ich die Damen und Herren 
Sachverständigen mit Blick auf die Zeit bitten, nur die Fragen der Abgeordneten zu 
beantworten, weil wir in der Zeit ohnehin schon etwas begrenzt sind.  

Tanja Nackmayr (unternehmer nrw): Von mir kommt keine juristische Fußnote. – 
Erst mal ein herzlicher Dank für die Einladung, für die vielen spannenden Fragen. Es 
ist schon so viel Kluges gesagt worden, deshalb versuche ich mal, mich kurzzufassen. 
Natürlich gibt es zu dem Gesetz aber viel zu sagen. 

Wir sind nach den Vor- und Nachteilen gefragt worden. Sie werden es unserer Stel-
lungnahme entnommen haben, dass aus unserer Sicht die Nachteile komplett über-
wiegen. Das Gesetz verknüpft Tarifbindung und Vergabe. Das halten wir für nicht 
sachgerecht, weil wir auch die Tarifautonomie für wichtig halten. Diese wird hier ein-
geschränkt. Und zur Tarifautonomie gehört nun mal auch die Entscheidung, nicht ta-
rifgebunden zu sein – so traurig das vielleicht zum Teil sein mag, aber es gehört dazu. 
Das wird hier eingeschränkt. Das halten wir für nicht sachgerecht. 

Zur Verdrängung von Tarifverträgen komme ich gleich noch. 

Auch das angesprochene Thema „Bürokratie“ ist hier ganz massiv zu sehen. Ich fange 
an bei einem nicht tarifgebundenen Betrieb, der sich jetzt in Tarifwerk einarbeiten 
muss. Wer ist nicht tarifgebunden? Das sind primär kleine, mittelständische Betriebe. 
Die müssen sich da jetzt neu einarbeiten, und so einfach, wie es zum Teil im Gesetz, 
in der Gesetzesbegründung steht, ist das nicht. Wir kennen das, denn wir beraten viele 
Betriebe bei solchen Themen. Das ist nicht einfach, das bedeutet viel Bürokratie und 
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viel Aufwand, gerade für die Betriebe, die das eigentlich gar nicht stemmen können, 
nämlich die kleinen, mittelständischen. 

Im Betrieb führt das Gesetz dann auch bei den nicht tarifgebundenen zu einer Unter-
scheidung von Mitarbeitern, die im öffentlichen Auftrag arbeiten und die nicht im öf-
fentlichen Auftrag arbeiten. Da kommen wir fast schon zu einer Zweiklassengesell-
schaft. „Wie grenzt man das überhaupt ab?“, ist die nächste Frage. 

Es bestehen also viele Fragen zum Thema „Bürokratie“. Andere Bundesländer sind 
schon angesprochen worden. Ich habe mir mal die Mühe gemacht, den Vergabebericht 
Berlin anzugucken. Darin wird davon gesprochen, dass das Gesetz zu teureren Auf-
trägen, zu langsamerer Vergabe und zu weniger Angeboten geführt hat. Das sind nicht 
nur Argumente, sondern das sehen wir auch in vielen anderen Bundesländern. 

Zu der Frage, warum uns die generelle Ausnahme von tarifgebundenen Betrieben 
wichtig ist. Dazu ist schon einiges gesagt worden. Das ist eigentlich keine Ausnahme, 
sondern die Betriebe machen genau das, was der Gesetzgeber will. Sie sind tarifge-
bunden, und jetzt müssen sie einen zum Teil fremden Tarifvertrag anwenden. Auch 
das ist nicht herbeiargumentiert. Auch in Berlin gibt es solche Fälle.  

Zwei Beispiele, die uns die betroffenen Branchen genannt haben: 

Dachbegrünungen sind gerade sehr en vogue. Da kommen der Garten- und Landschafts-
bau sowie das Dachdeckerhandwerk zusammen. Welcher Tarifvertrag wird dann ge-
nommen? Für einen der beiden ist es ein fremder. Oder wenn eine Straße zurückgebaut 
und begrünt wird, sind es Straßenbau, Tiefbau und auch wieder Gartenlandschaftsbau. 
Einer hat dann also den falschen Tarifvertrag.  

Es kann doch nicht sein, dass jemand, der genau das macht, was der Gesetzgeber 
möchte, das Gefühl hat, der tarifgebundene Betrieb zweiter Klasse zu sein. Er muss 
sich auch in einen neuen Tarifvertrag einarbeiten. Das ist nicht einfach. Da geht es 
auch gar nicht darum, dass die Hoffnung bestände, er müsse weniger zahlen. Lassen 
Sie es nur ein paar Cent Unterschied sein, oder angenommen, er müsste vielleicht 
sogar mehr zahlen: Aber er muss sich wieder in etwas Neues einarbeiten. Und es stellt 
sich die Frage, warum er überhaupt tarifgebunden ist, bei einem Gesetz, das ihm nicht 
mal zugutekommt.  

Die Abgrenzung beim öffentlichen Auftrag habe ich schon angesprochen. Er muss 
dann die Mitarbeiter, die in dem Auftrag sind, anders abrechnen und die überhaupt 
erst mal identifizieren. Vielleicht stellt sich dann auch der eine oder andere die Frage: 
„Warum der und nicht ich?“, wenn es in dem öffentlichen Auftrag mehr gibt. Das sind 
viele sehr problematische Punkte, wie wir finden, die die generelle Ausnahme für die 
Tarifgebundenen rechtfertigen würden. 

Zu der Konsultationspflicht ist auch schon vieles Richtige gesagt. Der DGB und wir 
sind nicht einer Meinung, was das Gesetz grundsätzlich angeht. Aber in dem Punkt 
sind wir einer Meinung. Ich finde, das ist bemerkenswert. Es zeigt auch, wie Sozial-
partnerschaft durchaus auch bei strittigen Themen funktioniert. Ich habe den Wunsch, 
dass dem auch entsprochen wird. Zu einer Konsultationspflicht sind viele Argumente 
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schon in der Sache genannt worden. Aber ich finde, diese Konstellation zeigt auch, 
wie wichtig uns das ist. 

Max Breick (unternehmer nrw): Nur eine Ergänzung eines Tarifpolitikers zum Thema 
„generelle Ausnahme für Bieter, die tarifgebunden sind“. Es kann sogar die Situation 
entstehen, dass ein potenzieller Auftragnehmer eine firmenspezifische, eine unterneh-
mensspezifische Sonderregelung mit der identischen Gewerkschaft hat, die den Flä-
chentarifvertrag abgeschlossen hat. Der Maßanzug für einen Arbeitgeber wird dann 
verdrängt durch das Tarifentgeltsicherungsgesetz. Und diese Konsequenz ist wirklich 
extrem merkwürdig, auch aus Sicht der als Tarifpartner agierenden Gewerkschaft. 

Erik Lierenfeld (Bürgermeister Stadt Dormagen): Es ist ein bisschen ungewöhnlich, 
dass ich hier als Bürgermeister sitze. Deswegen bin ich hier auch eher der, der den 
ganzheitlichen Ansatz verfolgt. Die Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände 
ist ganz unterschiedlich zu meiner Einschätzung. 

Warum glaube ich, dass es die größte Schwäche ist, dass die Kommunen rausgenommen 
sind? Weil es tatsächlich das oberste Ziel ist, dass die Menschen vernünftig bezahlt 
werden. Ich sage jetzt mal „vernünftig“; ich bitte darum, das nicht falsch zu werten. 

Herr Professor Thüsing hat gerade das Thema „Mindestlohn“ angesprochen. Mit meiner 
kommunalen Brille weiß ich, dass mit dem Mindestlohn eine zweiköpfige, dreiköpfige, 
vierköpfige Familie nicht zu finanzieren ist. Es ist also gut, dass es Tarifverträge gibt. 
Es ist gut, dass die Sozialpartner miteinander für bessere Löhne streiten. Nicht gut ist 
aber, dass Unternehmen so etwas wie Lohndumping betreiben. Das ist nicht immer 
nur Lohndumping. Nicht jeder, der keinen Tarifvertrag hat, macht Lohndumping – das 
will ich auch ausdrücklich sagen. Aber ich habe tatsächlich bei mir schon häufiger Unter-
nehmer sitzen gehabt, die gefragt haben: Wie kann es denn sein, dass das Unternehmen 
den Auftrag bekommen hat? Ich sitze hier vor Ort in Dormagen, ich habe keine Transport-
kosten, ich habe viel weniger Kosten, und der ist trotzdem günstiger. 

Als Kommunen sind wir grundsätzlich – wie übrigens das Land auch –, angehalten, das 
wirtschaftlichste Angebot zu nehmen. Man kann immer ein bisschen daran herumspielen, 
aber der Preis geht zu 40, 50 % immer mit rein. Und da jetzt zu sagen: „Die 75 % der 
Vergaben in Nordrhein-Westfalen finden auf kommunaler Ebene statt; die lassen wir 
raus“, ist aus meiner Sicht sinnlos. Dann kann man das Gesetz auch lassen. Das wird 
für alle nur noch mehr zu Verunsicherung führen, wenn man sich auf Landesebene so 
bewerben und bei den Kommunen so bewerben muss. 

Da sage ich ganz klar: Es macht Sinn. Aus Sicht eines Bürgermeisters macht das doppelt 
Sinn. Auch das habe ich in meiner Stellungnahme deutlich gemacht – die habe ich 
relativ kurz gehalten, damit auch wirklich alle die Chance haben, sie zu lesen; ich kenne 
das aus meiner beruflichen Situation –: Wenn man Sozialausgaben langfristig senken 
will, dann wird das nur über gute Arbeit funktionieren, gut bezahlte Arbeit, gute Löhne. 
Und das wiederum ist auch im Interesse der Kommunen und im Interesse des Landes. 
Wenn man den Weg geht, dann also bitte ganz. Und da sehe ich auch das öffentliche 
Interesse: Es macht Sinn, dass wir langfristig den Menschen bessere Möglichkeiten 
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schaffen und Unternehmerinnen und Unternehmern vor Ort diese Wettbewerbsfähig-
keit geben. 

Verschiedene Handwerksunternehmen aus dem Baubereich sagen sehr deutlich – die 
kennen sich alle untereinander –: Der zahlt keinen Tarifvertrag. – Dann sage ich: Ja, 
aber ich habe keine Handhabe, den auszuschließen. Deswegen könnte dieses Gesetz, 
wenn man es auf die Kommune übertragen würde – viele Details sind heute schon an-
gesprochen worden, wo man sicherlich noch nacharbeiten kann und muss –, wirklich 
den Unternehmen vor Ort in meiner Stadt helfen.  

Dr. Urs Peter Ruf (Technologieberatungsstelle beim DGB NRW): Herzlichen Dank 
für die Einladung. Die Frage war insbesondere darauf gerichtet, wie sich das auf KMUs 
auswirken kann und wo da die Vorteile für Beschäftigung sind. Da kann ich gut an den 
Argumenten des Vorredners anknüpfen. Bei der gesamten Vergabe von Aufträgen – 
gerade bei KMUs ist es in der Regel so, dass die Unternehmen in der Region vor Ort 
sind – greifen viele der Einwände, dass das schwierig zu durchdringen ist. Wenn man 
bei der Bewerbung um Lose einer Auftragsvergabe in der Region bzw. im Land das 
Verfahren kennt, wenn man einmal dabei ist, kann man es immer wieder anwenden. 
Größere Unternehmen, die überregional unterwegs sind und mit unterschiedlichen 
Vergabeordnungen zu tun haben, haben einen anderen Overhead und können so was 
eher wieder bewältigen. Insofern ist es weniger der Fall, dass kleine und mittlere Un-
ternehmen benachteiligt werden, sondern es ist eher ein Vorteil, gerade für kleine und 
mittlere Unternehmen, die in der Region Dienstleistungen oder sonstige relevante 
Leistungen erbringen. 

Das schafft Beschäftigung, sichert gute Bezahlung, und damit haben wir einfach einen 
Wettbewerbsvorteil für Unternehmen, die tarifgebunden arbeiten, weil die in ihren 
Stammgewerken – die Details der Ausnahmen haben wir gerade gehört; da gibt es 
sicherlich einzelne Punkte – in der Masse des Geschäfts eigentlich ein sehr einfaches, 
transparentes Vorgehen haben und sich damit zu vergleichbaren Konditionen bewerben 
können und einen Ausschluss von Dumping-Wettbewerb durch das Gesetz gegeben 
ist.  

Prof. Dr. Thorsten Schulten (Hans-Böckler-Stiftung): Auch von meiner Seite vielen 
Dank für die Einladung und die Möglichkeit, hier sprechen zu können. 

Ich beziehe mich konkret auf die Frage von Frau Teschlade zum Geltungsbereich des 
Gesetzes. NRW ist ein Stück weit Nachzügler eines bundesweiten Trends. Die Ent-
wicklung hin zu umfassenden Tariftreuegesetzen sehen wir in immer mehr Bundes-
ländern. Viele haben das schon gemacht, manche haben sich jetzt auf den Weg ge-
macht, und NRW läuft ein bisschen hinterher. Vielleicht hätte man gut daran getan, 
sich an den Entwicklungen in anderen Bundesländern ein bisschen stärker zu orien-
tieren und die dortigen Erfahrungen zugrunde zu legen. 

Sie haben die Frage angesprochen, für wen das Gesetz gilt. Ich habe es in meine 
Stellungnahmen geschrieben: Es gilt maximal für 6,25 % aller öffentlichen Aufträge in 
NRW. Die Zahl kommt gar nicht von mir, sondern von der Landesregierung selbst. Sie 
hat uns in einer Pressemitteilung vom 11. Dezember 2025 sozusagen vorgerechnet, 
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für wen das eigentlich gilt. Ich habe mir dann doch die Freiheit genommen, das noch mal 
nachzurechnen, und man kann sagen: Ja, das stimmt, der Bereich der Landesregierung 
gilt tatsächlich nur für 6,25% aller öffentlichen Aufträge. Und man muss sich schon 
fragen: Wenn man ein Gesetz will, dem man eine gewisse Lenkungsteuerung zugrunde 
legen will, mit dem man hofft, die Tarifbindung in Nordrhein-Westfalen stabilisieren zu 
können, warum macht man dann eigentlich ein Gesetz, das nur für 6,25% aller öffent-
lichen Aufträge gilt? 

Der größte Batzen – das wurde schon angesprochen – sind in der Tat die Kommunen. 
Auch hier geht NRW einen ganz merkwürdigen Sonderweg, auch angesichts der ande-
ren Tariftreuegesetze, die es in den Bundesländern gibt – mit Ausnahme von Thüringen. 
Thüringen ist das einzige Land, das ich noch gefunden habe, wo es keine verpflichtenden 
Regelungen für die Kommunen gibt. In allen anderen Bundesländern werden ganz 
selbstverständlich die Kommunen auch in die Tariftreueregelung einbezogen. Gerade 
eben hat zum Beispiel das Bundesland Hessen – auch CDU-geführt – ein neues 
Vergabegesetz verabschiedet, in dem ganz selbstverständlich die Kommunen dabei 
waren. Das ist dort nicht einmal ein großes politisches Thema gewesen, sie herauszu-
nehmen. Das ist der größte Bereich. Das heißt, wir reden nur über Landesvergaben, 
und da reden wir über 25%. 

Und nun hat das Gesetz noch eine ganze Reihe von Ausnahmeregelungen. Zum Bei-
spiel werden die Lieferdienste rausgenommen. Auch das machen viele Bundesländer 
eigentlich nicht. Warum eigentlich? Und wir haben es vor allen Dingen bei den Bau-
leistungs- und Dienstleistungsaufträgen mit sehr hohen Schwellenwerten zu tun, also 
von 100.000 Euro für Bauleistungen und 50.000 Euro für Dienstleistungen. Es gibt 
tatsächlich noch ein, zwei andere Bundesländer, die ähnlich hohe Grenzen haben, 
aber die meisten haben deutlich niedrigere. Und wenn man nur die Bauleistung nimmt, 
beinhaltet selbst das Bundestariftreuegesetz einen niedrigeren Schwellenwert als der 
Gesetzentwurf für NRW. 

Summa summarum: Die Landesregierung sagt selbst, dass mit diesen hohen Schwel-
lenwerten und mit diesen Ausnahmeregeln noch mal 75% der Landesvergaben aus 
dem Geltungsbereich herausfallen, und es bleiben 25% übrig. Hinzukommt der letzte 
Punkt, dass in NRW eine Sonderregelung gilt, die man in keinem anderen modernen 
Tariftreuegesetz findet, nämlich eine Begrenzung auf bestimmte Branchen. Auch hier 
frage ich mich, warum eigentlich. Warum muss man das auf bestimmte Branchen redu-
zieren? Da, wo tariflich gezahlt wird bzw. wo die Löhne sind, da gibt es in der Praxis kein 
Problem, aber warum muss man das von vornherein so ausschließen? 

Wenn es noch irgendeine Branche gibt, in der man ein Problem hat, dann müsste man 
theoretisch das gesamte Gesetz wieder ändern, um eine weitere Branche dort aufzu-
nehmen. Das ist ein enormer bürokratischer Aufwand. Das könnte man deutlich besser 
regeln. 

Zusammenfassend: Was muss man tun, damit das TESG wirklich ein wirksames Ge-
setz wird? Einbeziehung der Kommunen und meines Erachtens auch eine Absenkung 
der Schwellenwerte auf eine vernünftige Größenordnung. Hessen zum Beispiel hat 
gerade einen Wert von 20.000 Euro für Dienstleistungen und Bauaufträge beschlossen. 
Die Einbeziehung der Lieferaufträge und die Aufhebung der Beschränkungen halte ich 
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für nicht nötig. Zumindest sollte man eine Art Öffnungsklausel in das Gesetz einbauen, 
sodass man, wenn man feststellt, dass in weiteren Branchen ein Regelungsbedarf be-
steht, die unbürokratisch in das Gesetz aufnehmen kann.  

Dr. Thorben Albrecht (Deutscher Gewerkschaftsbund): Ich freue mich, dass ich 
unsere Positionen und unseren Sachverstand einbringen kann. 

Ich starte mit der Frage von Herrn Abgeordneten Schmitz, inwiefern das Gesetz Tarif-
löhne stärkt und die Situation für die Beschäftigten verbessert. Das würde ich sehen 
bei allen Punkten – Herr Schulten hat sie gerade genannt –, bei denen es nicht wirkt. 
In den Bereichen, in denen es wirkt, ist es aus meiner Sicht sehr richtig und wichtig, 
dass sich der Gesetzgeber auf den Weg macht, bei öffentlichen Aufträgen dafür zu 
sorgen, dass Tarifverträge gestärkt werden. Das hat natürlich damit zu tun, dass es 
die Situation für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den betroffenen Betrieben 
verbessert. 

Es hat aber auch damit zu tun, dass wir insgesamt eine Erosion der Tarifvertragsbindung 
sehen. Die EU-Mindestlohnrichtlinie gibt den Staaten vor, wenn die Tarifbindung unter 
80 % sinkt, Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Die Zeiten, in denen in Nordrhein-West-
falen die Tarifbindung bei über 80 % lag, sind lange her. Wir sind jetzt bei 51 % der 
Beschäftigten, also noch ganz knapp in der Mehrheit, aber leider mit deutlich sinkender 
Tendenz. Auch deswegen halte ich Gegenmaßnahmen für richtig. 

Diese Ziele können mit dem Gesetz grundsätzlich erreicht werden, weil durch das 
Nichtzahlen von Tariflöhnen der öffentlichen Hand ja auch Steuern und Sozialversiche-
rungsbeiträge in nicht unerheblichem Maßstab verlorengehen. Daher gibt es auch ein 
gewisses Eigeninteresse der öffentlichen Hand, dafür zu sorgen, dass Tarifverträge 
insgesamt wieder gestärkt werden und wir nicht diese Kompletterosion sehen. 

Ich glaube, dass es heimischen Unternehmen nützt, wenn wir hier einen Level Playing 
Field haben. Wir sehen das – anders als manch andere Rednerinnen und Redner hier – 
als eine sehr bürokratiearme Umsetzung. Es ist richtig, dass wir praxistauglich sein 
müssen. Frau Nackmayr, auch wir sind ganz klar dafür, dass die Sozialpartner vor dem 
Erlass von Rechtsverordnungen konsultiert werden. Das halten wir für sinnvoll, um es 
praxistauglicher zu machen. 

Ich sage aber auch: Wenn man dem Weg von Herrn Schulten folgt und keine abschlie-
ßende Liste einführt, sondern die Möglichkeit einer Ermächtigung für das Ministerium 
eröffnet, weitere Branchen aufzunehmen, dann wird dieser Punkt der Konsultation 
noch wichtiger werden. 

Heimische Unternehmen werden dadurch geschützt, dass wir ein Level Playing Field 
bekommen, allerdings in den Bereichen, die im Gesetz auch abgedeckt sind. Gerade 
der Bereich der Lieferaufträge macht mir tatsächlich Sorgen. Wenn gerade ausländische 
Anbieter zu ganz anderen Preisen auf den Markt treten können, die nicht vor Ort Dienst-
leistungen etc. erbringen müssen, dann ist die Gefahr größer, dass die heimischen 
Unternehmen benachteiligt werden, wenn sie die ortsüblichen oder gar tariflichen 
Löhne zahlen. 
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Zu der Frage von Frau Wenzel zum Thema „Ausschluss der Kommunen“: Würde die 
Einbeziehung der Kommunen den Wettbewerb besser machen? Auf alle Fälle. Das 
wäre nicht nur für die Beschäftigten klarer, weil wir dann Regelungen hätten, dass die 
Tarifverträge für alle Arten von Aufträgen nicht nur des Landes, sondern auch der 
Kommunen gelten, die 75 % der öffentlichen Aufträge vergeben – also ein sehr großer 
Bereich. Dies würde es auch für die Unternehmen klarer machen, weil wir jetzt eine 
Situation haben, in der die Vergabevorgaben des Landes für die Kommunen ohnehin 
mehr oder weniger auf Null gestellt worden sind und das Gesetz noch nicht mal vor-
sieht, dass eine Kommune freiwillig diese Regelungen anwenden kann. Im Zweifel ha-
ben wir 427 verschiedene Vergaberegime in den verschiedenen Kommunen und im 
Land Nordrhein-Westfalen. Ich weiß nicht, wie das die Situation für Unternehmen ver-
einfachen sollen, wenn sie sich mit über 400 verschiedenen Vergaberegimen ausei-
nandersetzen müssen. 

Zu der Stärkung von Tarifverträgen und zu der Frage, dass es übersichtlich und hand-
habbarer für Unternehmen wird. Wenn man eine Regelung schafft, dann wäre es sehr 
angemessen, das auch auf die Kommunen auszuweiten. Auf alle Fälle müsste man im 
parlamentarischen Verfahren noch mal darüber nachdenken. 

Thorsten Diepenbrock (Deutsche Rentenversicherung Westfalen): Ich freue mich, 
dass ich aus einer Sicht sprechen darf, die sich vielleicht von den anderen Akteuren 
ein bisschen unterscheidet. Ich bin froh, dass ich in der ersten Fragerunde an letzter 
Stelle spreche. Wir sind jetzt auch bei § 8 am Ende des Gesetzes angekommen. Das 
passt aus meiner Sicht ganz gut. 

Unsere Aufgabe soll es sein, die Tariftreue im Sinne des Gesetzes zu kontrollieren. 
Herr Abgeordneter Schmitz stellte die Frage bezogen auf unsere Stellungnahme, ob 
wir diese Kontrollarchitektur grundsätzlich für praxistauglich halten. Hier ist das Wort 
„grundsätzlich“ zu unterstreichen. Der Teufel steckt im Detail. Es kommt darauf an, wie 
die Rechtsverordnung ausgestaltet wird und was dort vorgesehen ist. 

Die weitere Frage bezog sich auf die Unterscheidungsprüfung vor Ort. Ich nehme an, 
Sie rekurrieren da auf die Prüfung nach § 28p SGB VI, die wir üblicherweise vorneh-
men, die Beitragsprüfung in der Sozialversicherung. Das ist auch der Grund, warum 
man die Deutsche Rentenversicherung für geeignet hält, diese Kontrollstelle zu führen. 

Wir haben im Vorfeld viel darüber nachgedacht. Es ist ein sehr charmanter Gedanke – das 
klang in einer der Stellungnahmen an – das parallel zu machen. Das ist ohne Weiteres 
nicht möglich. Im Gesetz ist es so angelegt, dass die Prüfungen nicht standardmäßig 
oder turnusmäßig erfolgen sollen, sondern anlassbezogen. Das ist der große Unter-
schied zu den Prüfungen nach § 28p, die im festen Turnus alle vier Jahre stattfinden. 

Zudem ist es so, dass sich die Kontrollkomplexität in den §-28p-Prüfungen und auch 
der Prüfgegenstand und die Prüftiefe sehr unterscheiden. Es besteht eine gewisse 
Überschneidung. Wir sind durch das Entstehungsprinzip in der Sozialversicherung 
sehr begrenzt, auch bisher bei den §-28p-SGB IV-Prüfungen in Tarifprüfungen und 
immer dann, wenn wir uns im Arbeitnehmer-Entsendegesetz, im Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz oder eben auch im Mindestlohngesetz bewegen. Da konzentrieren wir 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 17 - APr 18/1285 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales  13.07.2026 
115. Sitzung (öffentlich) lb 
 
 
uns allerdings auf die Lohnuntergrenzen. Daher ist das ein großer Unterschied. Wie 
gesagt, kommt es auf die Umsetzung an. 

Frau Wenzel stellte noch die Frage, ob das wirklich dazu geeignet ist, eine effektive 
Kontrolle durchzuführen. Wie gesagt: Die Rechtsverordnung wird eine große Rolle 
spielen. Bei der §-28p-Prüfung ist es auch so: Sobald wir uns in dem Bereich der Ille-
galität und Vertuschung bewegen, sind wir raus. Diese Mittel haben wir nicht. 

Ich habe mir die Anhörung zum Bundestariftreuegesetz angehört. Da kam der Hinweis, 
man müsse so was auch vor Ort prüfen. Das ist etwas, was uns mittlerweile relativ 
fremd ist, auch in der normalen und sozialversicherungsrechtlichen Betriebsprüfung, 
der Prüfung vor Ort. Es gibt die Vorstellung: Der Prüfer rückt beim Arbeitgeber ein und 
sitzt da drei Wochen. – Das ist nicht mehr so. Wir haben im Augenblick ein Prüfvolu-
men pro §-28p-Prüfer von ungefähr 300 Betrieben im Jahr. Die finden fast ausschließ-
lich digital statt, über unsere digitalen Verfahren, die wir leider in diesem Fall nicht 
umsetzen können. Aber wir haben Erfahrung damit, so etwas auch digital umzusetzen. 

Ich bin überzeugt, dass die Prüfungen nach dem TESG etwas niedrigschwelliger sind. 
Wir werden dazulernen müssen. Wie gesagt, unsere Betriebsprüfer sind keine Tarif-
experten. Wir werden hier natürlich stärker einsteigen. 

Ich nehme noch mal auf, was von Ihnen eben gekommen ist. Die Umsetzung der 
Rechtsverordnung mit Blick auf die Tarifverträge wird eine große Rolle spielen. Wir 
brauchen natürlich Rechtsklarheit. Letzten Endes müssen unsere Prüfer nachvollzie-
hen können, wie die Tarifierungsmerkmale und die Einstufung, die Subsumtion auf die 
Tarifverträge zu bewerten sind. Das muss gut vorbereitet sein. Das alles vorausge-
setzt, glauben wir, dass wir das effektiv machen können.  

Amt. Vorsitzende Susanne Schneider: Danke an die Damen und Herren Sachver-
ständigen für diese erste Runde. Wir starten mit der zweiten Runde. 

Guido Görtz (CDU): Mir hat der Start von Herrn Albrecht sehr gut gefallen, der sagte, 
man habe sich auf den Weg gemacht. Das ist schöner, als zu sagen, was alles noch 
fehlt. Dass die Gewerkschaften beim Thema „Tariftreue“ an Bord sind, ist verständlich.  

Frau Nackmayr, Sie haben das eben sehr dezidiert ausgeführt und sprachen von den 
Wettbewerbsnachteilen, die entstehen können. Losgelöst von der reinen Tariftreue, 
also von dem Tariflohn, zahlen auf der Unternehmerseite viele Unternehmen tarifge-
bunden. Wie können wir die aus Ihrer Sicht ein Stück weit absichern, wenn Auftrag-
nehmer ausschließlich nach dem günstigsten Angebot gehen, also ganz viele Rahmen-
bedingungen, Tariflohn, gewisse Qualitätsstandards, nicht zur Auftragsvergabe beitragen? 
Wie können wir die dezidiert absichern, um für fairen Wettbewerb zu sorgen? 

Unternehmer nrw, das Handwerk, die IHK und auch die Rentenversicherung möchte 
ich gerne nach Digitalisierungsmöglichkeiten fragen. Es ging eben auch um das 
Thema „Bürokratie“ und die Prüfung. Darum ist auch die Rentenversicherung dabei. 
Welche Instrumente könnte man aus Ihrer Sicht schaffen, um das Ganze sehr einfach 
zu gestalten? Ich denke da mit Blick auf den Baubereich an das Bauportal.NRW. Da 
gibt es auch Plausibilitätsprüfungen. Eben wurde gesagt, dann müssten sich kleine 
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Unternehmen ins Tarifrecht einarbeiten. Da kann man durchaus auch mit solchen In-
strumenten arbeiten, die zur Verfügung stellen und die gleichzeitig auch vereinfachte 
Prüfungsmöglichkeiten geben. Wie sieht das aus Ihrer Sicht aus, dass man so was 
flankierend zur Verfügung stellt?  

Jule Wenzel (GRÜNE): Wir haben in der Anhörung zwei sehr unterschiedliche Perspek-
tiven auf die Wirksamkeit eines Tarifentgeltsicherungsgesetzes in Bezug auf die Frage, 
ob dies dienlich oder angezeigt ist, gehört. 

Meine erste Frage richtet sich an Herrn Lierenfeld. Sie haben die Stellungnahme der 
kommunalen Spitzenverbände angesprochen. Diese führen aus, dass die Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen bereits heute mit einer Vielzahl kostenintensiver Aufgaben be-
lastet sind, die ihnen durch Bundes- und Landesrecht übertragen wurden. Sehen Sie, 
wenn man den Anwendungsbereich auf die Kommunen übertragen würde, eine Über-
forderung der Kommunen durch die Anwendung?  

Sie haben die unterschiedlichen Vergaberegime angesprochen. Sehen Sie aus Ihrer 
Sicht Möglichkeiten für die Kommunen, selbst aktiv zu werden und sich für mehr Tarif-
bindung in ihren eigenen Vergaberichtlinien einzusetzen? 

Herr Dr. Mainz und Herr Dr. Wackers, zu den 427 unterschiedlichen Vergaberegimen. 
Sie haben angezeigt, dass ein Tarifentgeltsicherungsgesetz einen höheren Aufwand 
vor allen Dingen in der Administrierung auslösen würde. Ist dies nicht angesichts der 
unterschiedlichen Vergaberegime von Kommune zu Kommune auch jetzt schon der 
Fall? Oder würden Sie das anders bewerten? 

Herr Albrecht und Herr Dr. Weingarten, gerade war von Frau Nackmayr und auch von 
Herrn Dr. Wackers die Forderung zu hören, tarifgebundene Unternehmen gänzlich aus 
dem Gesetz herauszunehmen. Wie stehen Sie dazu?  

Lena Teschlade (SPD): Ich würde gerne an Frau Wenzel anschließen und auch Herrn 
Lierenfeld eine Frage stellen. Stellen Sie den Zusammenhang zwischen Tarifbindung 
und kommunalen Sozialausgaben her? Sie sind vorhin schon ein bisschen darauf ein-
gegangen, aber ich wäre dankbar, wenn Sie noch mal ein bisschen genauer erläutern 
könnten, welche langfristigen Entlastungen Sie für die Kommunen am Ende erwarten 
würden. 

Herr Professor Dr. Schulten, welche Folgen hat nach Ihrer Einschätzung die vollstän-
dige Herausnahme von Lieferaufträgen aus dem Gesetz und weshalb bewerten Sie 
die Beschränkung auf wenige Branchen als kritisch? Könnten Sie das noch ein bisschen 
genauer erläutern? 

An die TBS NRW gerichtet: Wieso wäre ein Individualanspruch von Beschäftigten auf 
Zahlung der tariflichen Entgelte aus ihrer Sicht wichtig? 

An den DGB NRW gerichtet: Uns würde interessieren, warum Sie die vollständige Heraus-
nahme der Kommunen gerade vor dem Hintergrund des Ziels, Tarifbindung zu stärken, 
für so widersprüchlich halten.  
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Die nächste Frage bezieht sich auf die Sanktionen – diese haben wir bis jetzt noch gar 
nicht angesprochen –: Warum halten Sie die derzeitige Regelung im Gesetz im Be-
reich der Sanktionen für nicht ausreichend? 

Susanne Schneider (FDP): Herr Dr. Mainz, Herr Dr. Wackers, Herrn Knipp, Frau 
Nackmayr und Herr Breick, es wurden vorhin schon mal die kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen angesprochen, die wir so gerne KMUs nennen. In welchem Um-
fang erwarten Sie, dass sich insbesondere diese von der Beteiligung an öffentlichen 
Ausschreibungen zurückziehen? Welche Auswirkungen erwarten Sie für die Kosten 
von Aufträgen des Landes? Inwiefern tragen die unterschiedlichen Regelungen im 
Bund und in den Bundesländern konkret zu neuer Bürokratie bei? 

Amt. Vorsitzende Susanne Schneider: Wir setzen auf das bewährte Verfahren der 
ersten Runde. 

Dr. Matthias Mainz (IHK NRW – Die Industrie- und Handelskammern in Nordrhein-
Westfalen): Manchmal würde man sich wünschen, hinten zu sitzen. Herr Diepenbrock, 
das würde ich gerne in Anspruch nehmen, um die Fragen sortieren zu können. Aber 
ich versuche, es in eine Reihenfolge zu bringen. 

Herr Görtz hat mich nach den Digitalisierungsmöglichkeiten und den Plausibilitätsprü-
fungen gefragt. Wir hatten in unserer Stellungnahme locker nebeneinandergestellt, wo 
derzeit digitale Plattformen im Vergaberecht angelegt sind, die man aufbaut, um genau 
dieses zu erreichen. Vorweg würde ich zunächst unsere Sorge stellen, dass der Auf-
bau dieser Plattform nicht Hand in Hand gehen wird, wir aber für dieses Gesetz für die 
Umsetzung zum Wirkungszeitraum eine brauchen werden. 

Unsere Erfahrung aus der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes – auch da haben 
wir versucht, unsere Präqualifizierung mit einem Online-Antrag abzubilden – über die 
öffentlichen Aufträge hat gezeigt, dass das in Deutschland immer noch zu lange dauert 
und dass wir mit den Digitalisierungsvorhaben nicht so schnell vorankommen, wie wir 
uns das vorstellen. Auch beobachten wir, dass auch durch Vergabe.NRW und ähnliche 
digitale Tools digitale Vergaben nur sehr ausgewählt und nicht von allen Kommunen 
in Anspruch genommen werden. 

Das sind ein paar Indizien, die mich bezweifeln lassen bzw. die in mir die Sorge wecken, 
dass wir in der kurzen Zeit, die wir für dieses Gesetz brauchen, eine digitale Unterstüt-
zung bekommen, die diese Komplexität mitbringt, die Sie angesprochen haben – bei 
Plausibilitätsprüfungen, beim Abgleichen von Tarifverträgen zueinander, bei dem 
Wechsel, den ein Tarifvertrag logischerweise mit jeder Verhandlung einnehmen wird. 
Ich bezweifle, dass wir ein solches Tool in einem so kurzen Zeitraum hinbekommen 
und dass dies auch wirklich arbeitserleichternd ist. 

Ich gestehe aber zu – und darauf setzen wir letztlich unsere Hoffnung –, dass wir es 
über eine Harmonisierung von digitalen Verfahren Unternehmen und auch Kommunen 
deutlich erleichtern könnten. Für die Kommunen darf und werde ich nicht sprechen. 
Das muss Herr Lierenfeld gleich machen. Nichtsdestotrotz haben wir auch mit dem 
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Handwerk, unternehmer nrw und DGB zuletzt Praxischecks zum Vergaberecht durchge-
führt und uns immer wieder von der kommunalen Seite berichten lassen, wie schwierig 
es ist, die unterschiedlichen Regelungen noch mal übereinander zu legen und auch à 
jour zu halten. Man darf nicht verkennen, dass auf der anderen Seite Menschen wie 
du und ich sitzen. Die müssen sich bei den sich ändernden Regeln immer à jour halten. 

Es wurde gerade gefragt: Ist es schlimm, wenn wir 427 unterschiedliche kommunale 
Regelungen haben? Natürlich ist das für die Unternehmen zunächst mal schlimm, und sie 
werden immer das machen, was sie können. Gerade die von Frau Schneider ange-
sprochenen KMUs werden tun, was sie können. Sie werden sich auf das beschränken, 
was sie können, und sie werden nicht ohne Weiteres über ihre Bekanntheitsgrenze, 
also ihre Heimatkommunen oder ihre Region hinaus tätig werden, sondern werden 
lieber darauf verzichten, es zu tun. 

Ist das schlimm? Wir halten das für schlimm, weil das Vergaberecht zunächst mal kein 
politisches Lenkungsinstrumentarium ist, sondern es ist ein Instrumentarium, um wirt-
schaftliche Aufträge zu vergeben. Sie sollen letztlich transparent, korruptionsvermeidend 
ein Verfahren anbieten, mit dem man auch als Dritter oder Vierter nachvollziehen kann, 
zu welchen Bedingungen ein Auftrag vergeben worden ist, um das alte Kirchturmdenken 
zu vermeiden. 

Es ist aber auch ein Instrumentarium, das gestaltet werden muss. Gucken wir mal ein 
bisschen weiter nach vorne; Frau Nackmayr hat die Dachbegrünung angesprochen. 
Natürlich müssen in der Vergabe Faktoren wie „Innovation“ und „Weiterlernen“ Einzug 
halten. Je differenzierter und spezieller die Regelungen vor Ort sind, desto weniger 
kann man von Dritten lernen. Den Faktor „Innovation“ in das Vergaberecht einzubringen, 
wird immer schwieriger, wenn das Recht immer weiter spezifiziert und kleinteiliger wird. 
Auch hier sehen wir einen Nachteil. Gucken wir weiter nach vorne: Mit dem Industrial 
Accelerator Act werden wir Regelungen bekommen, wir werden aus der EU noch mal 
Regelungen bekommen. Auch diese werden letztlich die Anwendbarkeit weiter er-
schweren. Wir fürchten, dass irgendwann die kleinen und mittleren sagen: Das ist mir 
zu aufwendig, ich ziehe mich zurück. 

Frau Nackmayr hat Berlin angesprochen, wo das nicht nur von der Wirtschaftsseite 
kommt, sondern es sind auch Senatsdokumente, die das belegen und die in diese 
Richtung gehen. 

Dr. Frank Wackers (Unternehmerverband Handwerk NRW): Ich will versuchen, 
nahtlos daran anzuknüpfen. 

Frau Schneider, zu Ihrer Frage, die Herr Dr. Mainz zuletzt versucht hat, zu beantworten. 
Es ist sehr schwierig, abzuschätzen, wie viele Betriebe sich möglicherweise aufgrund 
des entstandenen bürokratischen Aufwandes zurückziehen könnten. 

Der Gesetzgeber in Nordrhein-Westfalen – da möchte ich anknüpfen an die Frage von 
Herrn Görtz – knüpft sehr große Hoffnungen an dieses digitale Portal. Ich will Ihnen 
die Hoffnung nicht zu sehr nehmen. Das ist sicherlich auch ein zeitgemäßer Ansatz. 
Aber die Betriebe müssen sich natürlich mit diesen Dingen erst mal beschäftigen und 
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müssen sich da einarbeiten. Die Betriebe, die wir vertreten, haben keine eigenen 
Vergabeabteilungen, sondern müssen diesen Aufwand leisten. 

Ich hätte eine ganz konkrete Anregung, wie man das an dieser Stelle noch weiter ent-
bürokratisieren kann. Ich empfehle einen Blick nach Niedersachsen, zum niedersäch-
sischen Tariftreue- und Vergabegesetz, das bisher noch nicht verabschiedet ist und 
das sich auch vom Diskussionsstand her sehr in die Länge gezogen hat. Da hat man 
zwischenzeitlich auch Erklärungen vorbereitet für Betriebe, die mit nur einem Kreuz 
kenntlich machen konnten, ob sie tarifgebunden sind oder nicht, und damit waren die 
im Grunde genommen aus dem gesamten Anwendungsbereich ausgeschlossen. So 
würde ich mir, wenn Sie mich fragen, eine bürokratiearme Lösung vorstellen. Ich bin 
gerne bereit, Ihnen auch noch mal die Dokumente, die mir da zur Verfügung stehen, 
an die Hand zu geben. 

Wenn ich jetzt den bundesweiten Vergleich der Tariftreue- und Vergabegesetze hin-
zuziehe und wenn sie mich fragen würden, welche Gesetze von der Regelungsinten-
sität her am minimalinvasivsten sind, finde ich das niedersächsische Gesetz sehr gut. 

Zu dem höheren Aufwand, der von Frau Wenzel angesprochen worden ist. Es ist voll-
kommen richtig, dass im Grunde der Aufwand den Betrieben bei der Bereitstellung von 
Lohnabrechnungen, von Zahlungsbelegen, von Arbeitsverträgen und von Arbeitszeit-
aufzeichnungen beispielsweise durch die Anwendung des Arbeitnehmerentsendege-
setzes und durch das Mindestlohngesetz bereits jetzt entsteht. Da gebe ich Ihnen 
recht. Insoweit entsteht nicht ein zusätzlicher Aufwand – aus meiner Sicht zumindest, 
aber vielleicht kann Herr Knipp das noch mal ein bisschen näher aus der Praxissicht 
darstellen. 

Axel Knipp (Landesinnungsverband des Gebäudereiniger-Handwerks für das Land 
Nordrhein-Westfalen): Ich möchte kurz ergänzen. Digitale Vereinfachungen und 
Plausibilitätsprüfungen – das waren eben Themen – sehen wir als sehr kritisch und 
gefährlich an. Unsere Branche ist seit 2007 im Entsendegesetz verankert. Wir haben 
allgemeinverbindliche Tarifverträge, wir werden geprüft vom Zoll, wir sind mit der IG 
Bau 2007 aus Sorge vor der Osterweiterung und Dumpingpreisen, die dann kommen 
könnten, freiwillig in das Entsendegesetz gegangen. Zum Glück ist das durch diesen 
Weg, den wir gegangen sind, in der Branche nicht passiert. 

Was aber passiert – das ist bei öffentlichen Auftraggebern immer noch unser großes 
Problem –: Es wird aus Sorge wovor auch immer vor Vergabekammern 100 % nach 
dem Preis vergeben. Das ist leider immer das Maß der Dinge. Wir versuchen im Au-
genblick in Vergabekongressen mit öffentlichen Auftraggebern diese vom Preis weg-
zubringen, hin zu mehr Qualität. So kann man vielleicht diejenigen besser aussortie-
ren, die versuchen, Dumping zu machen, der nicht über den Lohn läuft. Das mag merk-
würdig klingen, aber bei uns ist das Problem gar nicht Lohndumping, weil das viel zu 
einfach zu prüfen ist und der Zoll das seit 20 Jahren sehr intensiv und sehr gut prüft. 
Das auch zu der Frage, ob man Sachen wirklich doppelt machen muss. Der Zoll ist 
eine hervorragende Institution, der das gut kann. 
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Warum sollte man jetzt in jedem Bundesland neue Institutionen schaffen, die im 
Grunde das gleiche machen, nur um diese digitale Vereinfachung irgendwie zu be-
kommen? Es wird doch letztendlich darauf hinauslaufen, dass die ganze Rechtsver-
ordnung in eine Maske kommt, wo nur noch diese Sachen geprüft werden, was es 
dann für die öffentlichen Auftraggeber einfacher machen soll, zu prüfen. Aber das läuft 
erst recht wieder nur auf die Preisfrage hinaus, und alles, was wir im Augenblick auf-
zubauen versuchen, ist damit ad absurdum geführt. Das Zurückziehen von der öffent-
lichen Vergabe passiert bei uns massiv, weil die Betriebe sagen: Wir kommen wegen 
dieser reinen Preisgeschichte nicht gegen andere an, die immer darunter bleiben können 
und die nicht mit Lohndumping, sondern Dumping über andere Kriterien arbeiten. Die 
ziehen sich dann zurück, und wenn das in dieser Richtung noch stärker wird, dann 
gehen wir davon aus, dass der Rückzug noch viel stärker sein wird. 

Tanja Nackmayr (unternehmer nrw): Es wurden wieder viele spannende Fragen ge-
stellt. Ich fange mal mit den unterschiedlichen Regelungen an. Sie, Frau Schneider, 
hatten danach gefragt. Natürlich ist das ein Flickenteppich, aber wir wissen auch zu 
würdigen, dass NRW mit dem Gesetzentwurf – das ist schon angeklungen – an vielen 
Stellen durchaus einen pragmatischeren Weg geht oder versucht zu gehen, als andere 
das tun. Wie gesagt, Bürokratie und Hürden sehen wir immer noch, aber unterschied-
liche Regelungen dürfen nicht dazu führen, dass wir uns am Worst Case orientieren, 
damit wenigstens alle gleich sind. Das wäre fatal für die Vergabe insgesamt. 

Herr Görtz, Sie haben nach dem fairen Wettbewerb gefragt. Wir überfrachten Vergabe 
mit vielen Punkten. Das ist nicht das Einzige, was immer mal wieder im Zusammen-
hang mit Vergabe vorgebracht wird. Wir haben auch, wenn es um Löhne und Sozial-
themen geht, schon viele Regelungen. Sie wurden alle schon angesprochen und sind 
auch im Gesetz enthalten: Mindestlohn, AVE usw. Das muss auch umgesetzt werden. 
Wir wollen natürlich einen fairen Wettbewerb, aber wenn wir überhaupt keinen Wett-
bewerb mehr haben, weil sich viele einfach aus dem Wettbewerb zurückziehen, ist das 
auch kein sinnvoller Weg. Entweder wir haben dann niemanden, der die Aufträge 
macht, oder der Wettbewerb ist so eingegrenzt, dass es nicht gut ist für diejenigen, die 
die Aufträge vergeben. 

Wir haben ja auch Erfahrungen gemacht, etwa mit dem Tariftreuegesetz von 2010 bis 
2017. Da haben sich viele zurückgezogen. Auch wenn man die Vergabegesetze in den 
Ländern vergleicht, sieht man, dass die Tarifbindung dadurch nicht gestiegen ist. Auf 
diesen Effekt sollte man nicht blicken. 

Zum Thema „Digitalisierung“ übergebe ich gleich an meinen Kollegen. Nur einen Punkt 
dazu: Wir wissen noch gar nicht, wie das Portal aussieht. Natürlich wäre Digitalisierung 
schön, und es kann ein guter Weg sein, wir wissen es aber einfach noch nicht. Es steht 
einiges in der Gesetzesbegründung, dass Schnittstellen zu anderen Institutionen ein-
gerichtet werden. Sorry, jetzt bin ich mal ein bisschen böse: Allein, uns fehlt der 
Glaube. Wir merken an vielen Stellen, wo öffentliche Hand Digitalisierung etabliert, 
dass das zum Teil funktioniert, aber es funktioniert auch nicht immer so geschmeidig, 
wie es hier im Gesetzentwurf anklingt. 

Zu den Details übergebe ich an den Kollegen. 
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Max Breick (unternehmer nrw): Ich nehme jetzt wieder die in den Blick, die von ihrer 
Koalitionsfreiheit Gebrauch machen und nicht tarifgebunden sind. Die Frage war: Wie 
kompliziert wird es für die, wenn die sich für einen Auftrag interessieren? Wir haben 
es in unserer Stellungnahme auch angeführt: Sehr hilfreich wäre es natürlich, wenn 
man sich bei diesem Tarifentgeltsicherungsgesetz auf die unteren Entgeltgruppen und 
vielleicht nur auf die Grundentgelte konzentrieren würde. Aber so wie der Gesetzent-
wurf aktuell angelegt ist, ist das Feld maximal offen. Sämtliche Entgeltbestimmungen 
können per Rechtsverordnung aktiviert werden, und dann wird es schnell kompliziert, 
weil sämtliche Zulagen, sämtliche Zuschläge, sämtliche Sonderzahlungen mit hinein-
fließen. Das führt eben dazu, dass der Nicht-Tarifgebunde sich da komplett einarbeiten 
muss. Er muss es ja auch korrekt abrechnen. Das kann Abschreckungswirkung erzeugen. 
Mir fehlt auch ein bisschen die Fantasie wie da ein digitales Tool wirklich die Lösung 
bieten soll. 

Es kommt noch ein Punkt dazu, den ich in dieser Runde anführen will, wo ich mich aber 
schwertue, eine digitale Lösung zu finden. Wenn bei der Erledigung des öffentlichen 
Auftrags, auf den man sich erfolgreich beworben hat, Beschäftigte eingesetzt werden, 
aber nur einzelne Beschäftigte der Belegschaft, dann kommt auch noch die Frage 
hinzu: Wie wähle ich die Beschäftigten aus, die bei der Erledigung des öffentlichen 
Auftrags eingesetzt werden? Die erlangen ja für die Auftragserledigung einen anderen 
Entgeltanspruch. Das werde ich nicht mit all meinen Beschäftigten tun können, weil 
ich möglicherweise auch noch Aufträge mit anderen Kunden erledige. Das ist also eine 
ganz komplizierte Anwendungsfrage, die ein bisschen ins Personalpolitische hineingeht 
und die aus unserer Sicht auch das große Risiko in sich trägt, dass gegebenenfalls eine 
Abschreckungswirkung für diese Unternehmen erzeugt wird, sich zukünftig überhaupt 
noch an Auftragsvergaben zu beteiligen. Das dann kann auch für die vergebende 
Stelle und für die Kommunen, die auch auf Auftragnehmer angewiesen sind, Probleme 
erzeugen. 

Erik Lierenfeld (Bürgermeister Stadt Dormagen): Frau Wenzel, vielen Dank für Ihre 
Frage. Sie gibt mir die Chance, diesen Gesetzesentwurf ausdrücklich zu loben. Das 
unterscheidet sich jetzt ein bisschen von den Vorrednern: Es ist doch eine sehr büro-
kratiearme Form, weil die Vergabestellen keine zusätzlichen Aufwände haben. Auch 
die Unternehmen haben erst mal keinen zusätzlichen Aufwand. Sie machen ihre An-
gebotserstellung genauso wie bisher, nur wenn dann herauskommen würde oder ein 
Hinweis käme, jemand zahle nicht den Tarif, dann würde die Deutsche Rentenversi-
cherung darüberschauen und dann gäbe es einen Rüffel. 

Das Thema „Sanktionen“ wurde angesprochen. Das Ganze rückabzuwickeln, wäre ein 
echter Aufwand für die Unternehmen, für die Vergabestellen, für alle. Da braucht man 
andere Sanktionsmöglichkeiten. Aber es wäre tatsächlich gut, wenn es dieses Gesetz 
gäbe, das klar sagt: Das hast du zu tun. Wir wollen, dass es Tarifbindung gibt. – Dann 
wäre es auch kein zusätzlicher Aufwand für die Kommunen, um es ganz deutlich zu 
sagen. Unsere Vergabestellen bekämen dann nichts Neues an die Hand und müssten 
nichts Neues überprüfen, sondern es bestände einfach die Möglichkeit, Folgendes um-
zusetzen: Die Unternehmen haben die Verantwortung, sich daran zu halten, wie wir 
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Bürgerinnen und Bürger uns eigentlich alle an die Gesetze halten müssen, und den 
schwarzen Schafen muss man dann nachgehen. 

Das würde auch dagegensprechen, es in den Kommunen selbst zu tun, denn wir 
müssten eigene Prüfmechanismen entwickeln. Den Aufwand würde ich ganz klar 
scheuen. Aber deswegen sehe ich hier die große Stärke des Gesetzes, dass man sich 
im Vorfeld Gedanken gemacht hat, nicht die Unternehmen zu belasten, nicht die 
Vergabestellen zu belasten. 

Um kurz auf Frau Teschlade einzugehen: Je mehr Lohn gezahlt wird, je mehr sozial-
versicherungspflichtiger Anteil dabei ist, desto mehr Rente haben die Menschen spä-
ter. Ich kann aus der kommunalen Praxis sagen: Ich erlebe es immer wieder, dass 
Seniorinnen und Senioren Pfandflaschen sammeln, weil die gar nicht erst den Weg 
zur Grundsicherung im Alter machen. Das wird sich irgendwann ändern. Irgendwann 
ist die Schwelle so gering, dass die Menschen unsere Sozialämter überfluten werden.  

Wir haben das beim Wohngeld gemerkt. Dort hat der Gesetzgeber auch viele Verände-
rungen ins Leben gerufen, und wir waren dann plötzlich überrascht, dass gar nicht so 
viele Wohngeld beantragt haben. Das liegt daran, dass da erst mal die Hürde sehr groß 
ist, auch für Menschen im Alter. Die Generationen, für die das aber eine sehr hohe 
Hürde war, sind irgendwann nicht mehr da. Wenn aber die nachfolgenden Generationen 
mit Lebenslaufumbrüchen und so weiter und so fort nicht nach Tarif bezahlt worden 
sind – hoffentlich zumindest nach Mindestlohn –, werden diese zukünftig an den Kom-
munen hängen. Das zahlen wir nicht zu 100 Prozent – das ist der große Vorteil –, aber 
das werden in der Zukunft zusätzliche Sozialausgaben sein. Auch da sehe ich eine 
große Stärke des Gesetzes, dass man dem zwar nicht dauerhaft einen Riegel vor-
schieben könnte, aber das Ganze ein bisschen verlangsamen würde. 

Zum Abschluss will ich nur sagen: Der Anwendungsbereich würde nicht zu einer Über-
forderung der Kommunen führen, so wie es hier angedacht ist, dass diese Prüfmecha-
nismen dann greifen, wenn es Hinweise gibt und das über die Rentenversicherung 
geprüft wird.  

Dr. Urs Peter Ruf (Technologieberatungsstelle beim DGB NRW): Die Frage lautete, 
inwieweit der Individualanspruch, der im Gesetz nicht vorgesehen ist, eine hilfreiche 
Maßnahme wäre. Da muss man kurz zurückblicken. Sinn und Zweck des Gesetzes 
soll es ja sein, die Tarifbindung zu erhöhen. Und dafür können verschiedene Maßnah-
men hilfreich sein. Da kann der Gesetzgeber durchaus auch Anreize schaffen, sodass 
es vorteilhaft ist, auch als Unternehmen unter der Tarifbindung zu agieren, weil zum 
Beispiel solche Vergabeprozesse einfacher zu handhaben sind. Man kann sich auch 
anders entscheiden, aber das ist eben ein Kriterium. 

Die Frage, inwieweit Tarifverträge zum Tragen kommen, ist erst einmal Aufgabe der 
Sozialpartner. Einer der Sozialpartner sind die Gewerkschaften, und das ist eine Mit-
gliederorganisation. Mitglieder sind die Beschäftigten. Wenn die Mitglieder, die Be-
schäftigten in den Betrieben sehen, dass es einen Vorteil hat, wenn ich unter einen 
tarifgebundenen Vertrag falle, weil das zum Beispiel in der öffentlichen Auftrags-
vergabe so geregelt worden ist, dass ich da unterwegs sein muss, dann entsteht auch 
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bei den Beschäftigten ein Anreiz, zu sagen: Lasst uns doch im Unternehmen in Rich-
tung Tarifbindung gehen. – Das kann man im Betrieb organisieren; das kann man über 
die Gewerkschaften und die Mitgliedschaften organisieren. Das dient am Ende des 
Tages genau dem Zweck, der über dem Gesetz steht, nämlich die Tarifbindung zu 
stärken.  

Da sehe ich eine Leerstelle im Gesetz, dass eben keine Individualrechte vorgesehen 
sind, weil das ganz wesentlich ist, um Hinweise zu bekommen – vielleicht auch für 
Kontrollen. Ein Problem ist auch, dass das, was gesagt wird, man sei tarifgebunden, 
zwar verkündet wird, aber vielleicht gar nicht zu 100 Prozent umgesetzt wird, und noch 
viel stärker, dass eine betriebliche Dynamik, eine Wahrnehmbarkeit von tariflichen Ver-
trägen und ihren Vorteilen in die Betriebe und unter die Belegschaften kommt. Beim 
Tarif geht es auch noch um etwas mehr als nur um das Entgelt, sondern es geht um 
eine ganze Reihe von Arbeitsbedingungen, die da geregelt werden, und die sind wichtig 
und kommen in der öffentlichen Debatte an vielen Stellen eben nicht so zum Tragen.  

Gerade in diesen Zeiten ist es sehr wichtig, dass es in den Betrieben ein klares Be-
kenntnis dazu gibt, dass man so etwas umsetzt und dass Akteure im Betrieb – seien 
es Beschäftigte, Betriebsräte oder Gewerkschaften – dafür aktiv eintreten. Da könnte 
das Gesetz mit einer entsprechenden Anpassung deutlichere Akzente setzen. 

Prof. Dr. Thorsten Schulten (Hans-Böckler-Stiftung): Ich bin gefragt worden nach 
der Einbeziehung der Lieferaufträge und der Begrenzung auf bestimmte Branchen im 
TESG. 

Zunächst zu den Lieferaufträgen. Ich will es an einem konkreten Beispiel deutlich ma-
chen, was unter anderem mit der Stellungnahme vom DGB auch namentlich genannt 
wurde. Es ist ein sehr gutes Beispiel. Es gibt im westfälischen Brakel in der Nähe von 
Paderborn ein mittelständisches Unternehmen, das Türklinken herstellt. Das Unter-
nehmen fällt unter den Tarifvertrag der Metall- und Elektroindustrie. Sie haben dort 
vielfach die Erfahrung gemacht, dass sie bei öffentlichen Ausschreibungen nicht zum 
Zuge kamen. Das hat dazu geführt, dass im letzten Jahr die Geschäftsleitung gemein-
sam mit den Beschäftigten und gemeinsam mit der IG Metall an die Landesregierung 
appelliert hat: Liebe Landesregierung, das kann doch nicht sein. Ihr wollt die heimische 
mittelständische Wirtschaft fördern. Wir sind genau so ein Unternehmen, das ihr för-
dern wollt, wir kommen aber gar nicht zum Zuge. Wir brauchen die Tariftreue, womit 
anerkannt wird, dass wir hier gute tarifliche Löhne zahlen und dass wir auf dieser 
Grundlage auch unsere Kosten für öffentliche Ausschreibungen kalkulieren können, 
um damit zum Zuge zu kommen. 

Genau dafür ist ein Tariftreuegesetz da. Ich verstehe nicht, warum man da die Liefer-
aufträge per se herausnehmen soll. 

Zu den Branchen. Ich glaube schon, dass sich der Gesetzgeber sehr viel Mühe gegeben 
hat und wirklich versucht hat, die wichtigsten Branchen zu identifizieren. Mit dem Gesetz 
werden weitgehend die Branchen abgedeckt, die für die öffentliche Auftragsvergabe 
eine Rolle spielen. 
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Gleichwohl stellt sich auch hier die Frage, warum NRW so einen Sonderweg gehen 
muss und warum man eigentlich diese Begrenzung braucht. Das Gesetz wird doch 
sowieso nur da wirksam, wo Sie am Ende eine Rechtsverordnung haben, die für die 
jeweilige Branche festgestellt hat, was die Entlohnungsbedingungen sind, die für die 
öffentliche Auftragsvergabe maßgeblich sind. 

Das Saarland beispielsweise, das bei diesem Modell ein bisschen Vorreiter gewesen 
ist, hat aktuell 14 oder 15 solcher Branchenrechtsverordnungen verabschiedet, die nun 
wirksam sind. 

Meine Frage ist einfach: Warum muss man es von vornherein begrenzen? Wenn man 
zum Beispiel feststellt, dass man irgendeine wichtige Branche oder einen Bereich, in 
dem ein Fall auftreten könnte, nicht mit dem Gesetz abdeckt, dann müsste, um dies 
zu ändern, das Gesetz neu geändert werden. Das kann man einfacher haben, indem 
man mindestens eine Öffnungsklausel aufnimmt. Ich würde dafür plädieren, so wie 
eigentlich alle anderen Bundesländer das auch gemacht haben, einfach generell zu 
sagen: Das gilt für alle Branchen. – Und da, wo es nicht relevant ist, ist es eben nicht 
relevant, aber da, wo man eine Relevanz feststellt, hat man es. 

Ich wäre sehr bei Herrn Dr. Wackers, sich Niedersachsen mal genauer anzugucken. 
Niedersachsen hat Schwellenwerte von 20.000 Euro für Bauaufträge und für Dienst-
leistungsaufträge. Ich glaube, das wäre eine wirklich gute Zahl, um ein wirksames Gesetz 
zu haben. Das ist vielleicht der wichtigere Punkt neben den Kommunen, dass man 
tatsächlich an diese doch extrem hohen Schwellenwerte, die hier vorgestellt werden, 
rangeht und überlegt, wenn man ein wirksames Gesetz haben will, sie ein bisschen 
weiter abzusenken. 

Dr. Thorben Albrecht (Deutscher Gewerkschaftsbund): Ich fange mit der Frage 
von Frau Wenzel nach generellen Ausnahmen für tarifgebundene Unternehmen an. 
Das finde ich problematisch. Ich finde den Grundsatz, der hier im Gesetzentwurf ent-
halten ist, zu sagen, tarifgebundene Unternehmen würden nicht so kontrolliert, im 
Grundsatz richtig. Aber auch da muss man schauen, was das heißt.  

Leider ist die Situation nicht mehr so. Wenn der Betrieb Mitglied im Arbeitgeberverband 
ist, dann ist er auch tarifgebunden, weil wir eine Zunahme bei den sogenannten OT-
Mitgliedschaften in den Arbeitgeberverbänden haben. Das heißt, man muss schon 
schauen, ob tatsächlich der Tarifvertrag angewandt wird. 

Wenn tarifgebundene Unternehmen insgesamt auszunehmen sind, kommen wir natür-
lich zu der Frage: Was heißt „tarifgebunden“? Wir haben – das ist schon mehrfach 
angesprochen worden – sowohl Haustarifverträge, die meistens in bestimmten wirt-
schaftlichen Situationen oder bei Unternehmen in der Wachstumsphase eine spezielle 
Frage artikulieren. Da könnte man vielleicht noch sagen: Okay, das ist bei dem Unter-
nehmen so. – Wobei ich mich dann selbst da schon frage, wo das Level Playing Field 
ist. Es gibt Tarifverträge, die von Gewerkschaften abgeschlossen werden, die aber nicht 
die überwiegende Zahl der Beschäftigten repräsentieren. Sind die dann auch tarifge-
bunden und fallen komplett aus dem Gesetz heraus? Das geht dann bis hin zu der 
Frage – Herr Professor Thüsing hat es vorhin schon angesprochen –, ob Tarifverträge 
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aus Rumänien oder Bulgarien ausreichen, um ausgenommen zu werden. Daher wäre 
ich bei einer generellen Ausnahme kritisch, halte es aber für richtig, dass tarifgebun-
dene Unternehmen privilegiert werden, wie das bei den Kontrollen vorgesehen ist. 

Die erste Frage der Frau Abgeordneten Teschlade zu der Herausnahme der Kommunen 
würde ich beantworten, zu der zweiten dann Herrn Dr. Weingarten bitten, zu antworten. 
Wenn ich gesagt habe, es sei gut, dass der Gesetzgeber sich auf den Weg gemacht 
hat, dann wäre die Hereinnahme der Kommunen ein kleiner Schritt mit einer großen 
Wirkung, der noch zu gehen wäre. Ich habe schon auf die Zersplitterung, die dadurch 
verstärkt wird, dass man sie nicht hineinnimmt, hingewiesen. 

Zu der Frage der Auftragsvolumina, mit allen Steuereinnahmen, Sozialversicherungen, 
Rentenbeiträgen. Herr Lierenfeld hat ja sehr anschaulich dargestellt, worüber wir hier 
reden. Das Auftragsvolumen des Landes liegt bei 4,9 Milliarden Euro, wenn man die 
Kommunen reinnimmt – ein kleiner Schritt in der Gesetzgebung, ein großer in der Wir-
kung. Dann haben wir noch mal ein Vergabevolumen von 8,3 Milliarden Euro, über das 
wir da reden. Das heißt, wenn man die Tarifbindung stärken will, wenn man gute Siche-
rungen und damit auch gute soziale Sicherungen erreichen will, wäre die Hereinnahme 
der Kommunen wirklich sehr wichtig. 

Man muss auch mal schauen, in welchen Bereichen Kommunen Aufträge vergeben. 
Wenn man sich anschaut, was im Gesetzentwurf an Branchen genannt ist – das sind 
durchaus auch Branchen, in denen es Probleme gibt –, dann sieht man, dass gerade 
auf der kommunalen Ebene viele Aufträge in Branchen vergeben werden – Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetz etc. –, für die offensichtlich das Thema „Arbeitsbedingun-
gen“ etc. relevant ist. Daher würde ich eine Einbeziehung der Kommunen sehr sinnvoll 
halten und es für notwendig erachten, dass der Gesetzgeber diesen Schritt geht.  

Dr. Jörg Weingarten (Deutscher Gewerkschaftsbund): Liebe Lena Teschlade, wir 
glauben, dass die Frage nach den Sanktionen im jetzigen Gesetzentwurf noch nicht 
hinreichend präzisiert ist, sehr wohl aber einen Bedeutungszuwachs erlangen muss, und 
zwar aus zwei Gründen. Zum einen ist – Herr Diepenbrock hat es gerade erläutert – die 
Parallelität der Betriebsprüfung durch die Rentenversicherung nicht mehr gegeben. 
Und zum anderen ist die Frage der Anlassbezogenheit der Prüfung nach unserer 
Sichtweise auch nicht hinreichend definiert. Deshalb ist es umso wichtiger, um ein 
wirksames Tarifentgeltsicherungsgesetz auf den Weg zu bringen, dass klare Sankti-
onsmechanismen benannt werden. 

Deshalb ist uns auch an einer sehr rechtssicheren Lösung gelegen, die bei schuldhaften 
Verstößen – nicht wegen Unwissenheit; da muss man ran; das sehen wir genauso – ent-
sprechende Sanktionen vorsieht. Unser Vorschlag wäre es, von etwa fünf Prozent des 
Auftragsvolumens auszugehen und bei wiederholt schuldhaften Verstößen den Aus-
schluss von der Teilnahme an öffentlichen Bieterverfahren vorzusehen. Ähnlich ist es im 
Straßenverkehr: Es gibt Regeln, und wenn man dagegen verstößt, muss sanktioniert 
werden, damit so ein System funktioniert. Am Ende steht der Entzug des Führerscheins. 
Einen solchen Weg muss man auch bei der öffentlichen Auftragsvergabe beschreiten.  
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Thorsten Diepenbrock (Deutsche Rentenversicherung Westfalen): Ich will auf Herrn 
Dr. Mainz und die Frage der Digitalisierung eingehen. Wenn Sie es mir erlauben, noch 
eine kurze Replik zu Herrn Dr. Weingarten: Ich will die Themen „Digitalisierung“, „büro-
kratiearme Umsetzung“ nicht kleinreden. Das ist in der Tat mit Blick auf den geplanten 
Start dieses Gesetzes zeitkritisch. 

Ich möchte noch einmal die Parallele zum §-28p-Verfahren der sozialversicherungs-
rechtlichen Betriebsprüfung ziehen. Dort haben wir ein über Jahre entwickeltes, ela-
boriertes Verfahren, das mittlerweile seit drei Jahren verpflichtend ist. Die Übergangs-
fristen laufen zum Ende des Jahres aus. Die Arbeitnehmer arbeiten im Augenblick zu 
gut 80 % – Kleinstarbeitnehmer sind teilweise noch draußen, teilweise auch Großar-
beitnehmer – mit SAP-Programmen. Das wird sich zum Ende des Jahres ändern. Wir 
haben ein sehr gutes Verfahren, bei dem wir voll digital sind. Das lässt sich leider nicht 
auf die Tariftreueprüfung übertragen. Das heißt, wir können nur versuchen, in gewisser 
Weise Elemente nachzubilden.  

Die Digitalisierung wird nur step by step gehen. Die Frage ist ja auch, wie weit diese 
Digitalisierung gehen muss, denn sie ist sehr davon abhängig, was die Anlässe für 
eine Kontrolle sind, und es geht auch um die Frage, was die Prüftiefe ist. Im Vergleich 
mit §-28p: Ich habe es eingangs gesagt, dass unsere Betriebsprüfer und -prüferinnen 
ungefähr 300 Betriebe im Jahr bearbeiten. Das heißt, dass keine Komplett- bzw. Voll-
prüfung stattfindet, sondern wir machen Stichprobenprüfungen. So steht es auch in 
der weiteren Verfahrensverordnung, und so müsste es hier auch angelegt sein. Ich will 
sagen: Wenn ein Anlass gesetzt wird, beispielsweise durch einen Hinweis von einem 
Arbeitnehmer, und wir stellen bei einer kursorischen Prüfung beispielsweise durch einen 
Blick in die Lohnbuchhaltung, in die Lohnabrechnung fest, dass der Arbeitgeber ent-
sprechende Zuschläge als Lohnart vorgesehen hat, erkennen wir, dass hier tatsächlich 
differenziert wird. 

Herr Breick, Sie hatten es eben auch schon mal gesagt: Hier wird tatsächlich differen-
ziert zwischen öffentlichem Auftrag und nicht öffentlichem Auftrag. Irgendwann ist der 
Punkt erreicht, an dem die Prüferinnen und Prüfer sagen, der Anlass bestehe nicht, 
weiter in die Prüfung einzusteigen. Das wird sich in der Praxis tatsächlich zeigen. 
Wenn wir es noch mal parallel zu unserer bisherigen Prüfpraxis bei der sozialversiche-
rungsrechtlichen Betriebsprüfung sehen wollen, dann mag es in vielen Fällen so sein, 
dass so eine Prüfung deutlich weniger Bürokratie bedeutet, als man vielleicht erahnt. 

Ganz kurz zu den Ideen, die hier zu schuldhaften Verstößen und Sanktionen aufge-
worfen wurden. Da muss ich sagen: Da erschrecke ich mich ein bisschen. Nicht dass 
ich das aus meiner eigenen Sicht für nicht sinnvoll erachte, aber das sorgt tatsächlich 
für uns für Praxisprobleme. Wir kennen das aus der §-28p-Prüfung mit Blick auf die 
Hebung von Säumniszuschlägen, beispielsweise bei Verjährungsfragen. Schuldfragen 
zu klären im Rahmen einer Buchprüfung, in einer digitalen Prüfung, ist äußerst komplex. 
Hier einen inneren Tatbestand bei den handelnden Personen positiv oder negativ zu 
bewerten, ist ganz schwierig. 

Das sorgt natürlich für Folgefragen: Welchen Rechtsschutz bekomme ich, wenn der 
Arbeitgeber meint, das stelle höchstens eine einfache Fahrlässigkeit dar und die sei 
nicht gedeckt vom Sanktionsregime? – Das ist nur ein kleiner Hinweis dazu. 
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Zu dem Anlass – das kennen Sie aus der Diskussion über das Bundestariftreuegesetz –: 
Wir haben jetzt auch § 322 SGB VI, der die Betriebsprüfdienste der Rentenversicherung 
verpflichtet, entsprechende Hinweise auf Tariftreueverstöße auch nach Landesgesetzen 
an die Prüfstellen weiterzugeben. Da werden möglicherweise Anlässe entstehen können. 
Man muss aber auch sagen, dass § 322 nicht den Prüfauftrag der Betriebsprüfdienste 
in der Form erweitert, tiefer einzusteigen und zu schauen, ob möglicherweise Tarifver-
stöße und Verstöße gegen die Rechtsverordnung in öffentlichen Aufträgen vorliegen. 
Das wird sich in der Praxis wahrscheinlich fast auf die Fälle beschränken, in denen die 
Betriebsprüfung und Rentenversicherung ohnehin im Boot sind, nämlich immer dann, 
wenn wir im AEntG sind oder auch bei den allgemeinverbindlichen Tarifverträgen. Da 
ist durch das Entstehungsprinzip ohnehin ein Prüfanlass im Sinne von § 28b vorhanden. 
Aber es gibt eben diese entsprechenden Verwebungen, die uns möglicherweise auch 
in die Kontrolle führen und einen Anlass darstellen können.  

Amt. Vorsitzende Susanne Schneider: Ich schaue in die Runde, ob alle Fragen be-
antwortet wurden. Gibt es noch weitere Fragen an unsere Sachverständigen? – Ich 
sehe nur Kopfschütteln. Damit sind wir am Ende unserer heutigen Anhörung angelangt. 

Ich bedanke mich ganz herzlich bei den Sachverständigen für Ihre Bereitschaft, für 
unsere Fragen zur Verfügung zu stehen, und wünsche Ihnen eine gute Heimreise. 
Vielen Dank.  

gez. Susanne Schneider 
amt. Vorsitzende 

Anlage 
24.07.2026/30.07.2026 
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am Montag, dem 13. Juli 2026 

13.00 bis (max.) 15.30 Uhr, Raum E3 D01, Livestream 
 
 

Tableau 

eingeladen Teilnehmer/innen 
Stellung-
nahme 

Dr. Ralf Mittelstädt 
Hauptgeschäftsführer IHK NRW –  
Die Industrie- und Handelskammern in 
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 

Dr. Matthias Mainz 18/3971 

Andreas Ehlert 
Präsident  
HANDWERK.NRW e.V. 
Düsseldorf 

Dr. Frank Wackers 
Axel Knipp 

18/3961 

Professor Dr. Gregor Thüsing 
Universität Bonn 
Direktor des Instituts für Arbeitsrecht 
und Recht der Sozialen Sicherheit 
Bonn 

Professor Dr. Gregor Thüsing 18/3963 

unternehmer nrw 
Landesvereinigung der Unternehmens-
verbände Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 

Tanja Nackmayr 
Max Breick 

18/3960 

Erik Lierenfeld 
Bürgermeister  
der Stadt Dormagen 
Dormagen 

Erik Lierenfeld 18/3964 

Dr. Urs Peter Ruf 
Geschäftsleiter TBS NRW 
Hauptstelle Dortmund  
Dortmund 

Dr. Urs Peter Ruf 18/3966 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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eingeladen Teilnehmer/innen 
Stellung-
nahme 

Professor Dr. Thorsten Schulten 
Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaftliches Institut – WSI 
Hans-Böckler-Stiftung 
Düsseldorf 

Professor Dr. Thorsten Schulten 18/3986 

Deutscher Gewerkschaftsbund  
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

Thorben Albrecht 
Dr. Jörg Weingarten 

18/3955 

Deutsche Rentenversicherung  
Rheinland 
Düsseldorf 

Thorsten Diepenbrock 18/3973 
Deutsche Rentenversicherung  
Westfalen 
Münster 

Christian Schuchardt 
Hauptgeschäftsführer 
Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 

--- --- 

 
weitere Stellungnahme: 
 
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände NRW   18/3874 
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